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13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10725 


15 . 05 . 98 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 15. November 1971 
über die Schaffung des inter- 
nationalen Systems und der Organisation 
für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ 
und zu dem Protokoll vom 30. November 1996 
über die Einbringung von Korrekturen in dieses Abkommen 


A. Zielsetzung 

Die Bundesrepublik Deutschland ist gemäß Artikel 12 Abs. 3 des 
Einigungsvertrages im Zuge der deutschen Einigung in die Rechte 
und Pflichten der früheren Deutschen Demokratischen Republik als 
Vertragspartei des Abkommens vom 15. November 1971 über die 
Schaffung des internationalen Systems und der Organisation für 
kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ (Regierungs- 
abkommen) eingetreten. 

Auf der XXV. INTERSPUTNIK-Ratstagung am 30. November 1996 in 
Moskau \wurde das Protokoll über die Einbringung von Korrekturen in 
das o.a. Abkommen (Änderungsprotokoll) beschlossen. 

Regierungsabkommen und Änderungsprotokoll sollen für die Bundes- 
republik Deutschland in Kraft gesetzt werden. 

B. Lösung 

Dem Abkommen über die Schaffung des internationalen Systems und 
der Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTER- 
SPUTNIK“ vom 15. November 1971 und dem Protokoll über die 
Einbringung von Korrekturen in dieses Abkommen vom 30. November 
1 996 wird durch Vertragsgesetz zugestimmt. 


C. Alternativen 


Keine 
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D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Die Auswirkungen des Gesetzes sind für den Bund kostenneutral. 

E. Sonstige Kosten 

Auf die Verbraucherpreise wird sich das Gesetz nicht negativ aus- 
wirken, sondern durch die Förderung des Wettbewerbs langfristig 
eher niedrigere Verbraucherpreise und Nutzungsentgelte für die Wirt- 
schaft bewirken. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (323) - 950 00 - In 9/98 Bonn, den 1 5. Mai 1 998 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 15. November 1971 
über die Schaffung des internationalen Systems und der Organisation 
für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ und zu dem 
Protokoll vom 30. November 1996 über die Einbringung von Korrekturen 
in dieses Abkommen 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 725. Sitzung am 8. Mai 1998 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 15. November 1971 
über die Schaffung des inter- 
nationalen Systems und der Organisation 
für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ 
und zu dem Protokoll vom 30. November 1996 
Über die Einbringung von Korrekturen in dieses Abkommen 

Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem Eintritt der Bundesrepublik Deutschland in das Abkommen vom 
15. November 1971 über die Schaffung des internationalen Systems und der 
Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ und 
dem Protokoll vom 30. November 1996 über die Einbringung von Korrekturen 
in das Abkommen über die Schaffung des internationalen Systems und der 
Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ wird 
zugestimmt. Das Abkommen und das Protokoll werden nachstehend mit einer 
amtlichen deutschen Übersetzung veröffentlicht. 

Artikel 2 

Das Bundesministerium für Wirtschaft kann das Abkommen in der durch das 
Protokoll geänderten Fassung als Neufassung bekanntmachen. 

Artikel 3 

(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft wird ermächtigt, die Voraus- 
setzungen (Zuverlässigkeit, Leistungsfähigkeit, Fachkunde) und das Verfahren 
für eine Benennung von Unterzeichnern (Signataren) des INTERSPUTNIK- 
Betriebsabkommens durch Rechtsverordnung zu regeln. 

(2) Die Benennung erfolgt gegen Gebühr. Das Bundesministerium für Wirt- 
schaft wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der 
Finanzen, durch Rechtsverordnung die gebührenpflichtigen Tatbestände, die 
Höhe der Gebühr und die Erstattung der Auslagen zu regeln. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Das Abkommen vom 15. November 1971 ist für die Bundesrepublik 
Deutschland am 15. Oktober 1990 in Kraft getreten. Der Tag, an dem das Pro- 
tokoll vom 30. November 1996 nach seinem Artikel 19 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen vom 1 5. November 1 971 und das Protokoll vom 30. Novem- 
ber 1996 findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, da sie 
sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Zu Artikel 2 

Nach Artikel 2 kann das Bundesministerium für Wirtschaft die geänderte Fas- 
sung in der Neufassung bekanntmachen. 

Zu Artikel 3 

In Artikel 3 wird das Bundesministerium für Wirtschaft ermächtigt, die Einzel- 
heiten der Voraussetzungen und des Verfahrens für die Benennung von Unter- 
zeichnern (Signataren) des INTERSPUTNIK-Betriebsabkommens sowie die 
gebührenpflichtigen Tatbestände, die Höhe der Gebühr und die Erstattung der 
Auslagen im Zusammenhang mit der Benennung von Signataren durch Rechts- 
verordnung zu regeln. 

Gemäß Artikel 3 des Änderungsprotokolls kann jedes Mitgliedsland einen oder 
mehrere Signatare zur Unterzeichnung des Betriebsabkommens benennen. Das 
innerstaatliche Verfahrren zur Ausübung dieses Benennungsrechts soll - wegen 
der eingeschränkten Bedeutung in Form einer Rechtsverordnung - normiert 
werden, um 

- eine Gleichbehandlung aller Interessenten sicherzustellen, 

- bei ablehnenden Entscheidungen dem Grundsatz vom Vorbehalt des Geset- 
zes Rechnung zu tragen und 

- dem Staat Ersatz für seine Aufwendungen in Form von Gebühren und Erstat- 
tungen von Auslagen zu verschaffen. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Proto- 
koll vom 30. November 1996 gemäß Artikel 19 dieses Protokolls für die Bundes- 
republik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Bei der Formulierung des Artikels 4 Abs. 2 wird davon ausgegangen, daß von 
der vorläufigen Anwendung nach Artikel 19 Abs. 4 des Änderungsprotokolls 
kein Gebrauch gemacht wird. Konsequenz einer künftigen Ablehnung von 
Änderungen durch die Bundesrepublik Deutschland wäre der Austritt aus der 
Organisation. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Der deutschen Wirtschaft wird die Möglichkeit der direkten 
Nutzung des INTERSPUTNIK-Satellitensystems als Signatar eröffnet. Damit 
wird der Wettbewerb unter den internationalen Satellitenorganisationen weiter 
verstärkt. Dies wird zur Folge haben, daß die deutsche Wirtschaft mit günstige- 
ren Konditionen bei den Nutzungsentgelten für internationale satellitengestützte 
Telekommunikationsdienstleistungen rechnen kann. Darüber hinaus ergibt sich 
die erheblich verbesserte Möglichkeit zur Erschließung der Märkte des ehemali- 
gen Ostblocks. 
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Abkommen 

über die Schaffung des internationalen Systems und 
der Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ 

CornaiueHMe 

o cosflaHMM Me>KflyHapoflHOM cMcreMbi m 
OpraHMsauMM KOCMMMecKOM CBB3M «HHTEPCIiyTHMK» 


AoroBapMBatomnecR CTopoHbi, 

- npusHaBafi HeoöxoflmviocTb coAeMCTBUR yKpenjieHmo m pas- 
BMTMtO BCeCTOpOHHMX 3KOHOMMMeCKMX, HayMHO-TeXMHeCKMX, 
KyjibTypHbix M flpyrux oTHoiueHMM nocpeflCTBOM ocyiAecTB/ie- 
HMR CBR3M, a TaioKB paAMo M Te/ieBHSMOHHOFo BeiAaHMR Hepes 
MCKyccTBeHHbie cnyTHMKM 3eMJiM; 

- npMSHaBaR noAesHocTb coTpyAHMHecTBa b TeopeTMMecKMx m 
sKcnepMMeHTa/ibHbix MccAeAOBaHMRx, a TaioKe b npoeKTkipo- 
BaHMM, COSAaHMM, SKCnJiyaTaMMM M paSBUTMM Me)KAyHapOA- 
HOM CMCTeMbl CBR3M Mepe3 MCKyCCTBeHHbie cnyTHMKM 3eMAM; 

- B MHTepecax pbbbmtmr Me)KAyHapoAHoro coTpyAHMMecTBa Ha 
ocHOBe yBa)KeHMR cyBepeHMTeTa m neaaBMCMMocTM rocy- 
AapcTB, paBHonpaBMR, HeBMeiuaTe/ibCTBa bo BHyTpeHHMe 
Aena, a laKMe BaaMMHOM noMOiAM m BaaMMHOM BbiroAbi; 

- MCxoA^i M3 nono)KeHMM peaojiiOMMM 1721 (XVI) renepanbHOM 
AccaMÖJieM OpranMaaMMM Oö-beAMHennbix HauMM m Aoro- 
Bopa o npMHMMnax Ae^iTenbHOCTM rocyAapcTB no MCCJieAOBa- 
HMK) M MCnOAbaOBaHMK) KOCMMHeCKOFO PpOCTpaHCTBa, BKJllOHaR 
JlyHy M ApyrMe HeöecHbie TeAa, ot 27 RHBapfi 1967 r.; 

AoroBopMJiMCb o HM)KecneAyK)LAeM: 

CTaTbR 1 

1 . Co3AaeTCR Me)KAyHapoAHaR cMCTBivia cbr3m nepea MCKyc- 
cTBeHHbie cnyTHMKM 3eMJlM. 

, 2. Aar oöecneneHMR coTpyAHMMecTBa m KoopAMHauMM ycMAMM 
no npoeKTMpoBaHMK), coaAaHMio, sKcnAyaTauMM m paaBMTMio 
CMCTeiN/ibi CBR3M AoFOBapMBaiOLAMecR CTopoHbi yMpe)KAaiOT 
Me)KAyHapoAHyio opraHMaaMMio «HHTepcnyTHMK», b AaAbHeM- 
ujeM MMeHyeMyio OpraHMaauMR. 

CTaTbR 2 

1. «l/lHTepcnyTHMK» RBAReTCR OTKpblTOM Me>KAyHapOAHOM 
opraHMaauMeM. 

2. HAeHaiN/iM OpraHMaauMM rbariotcr npaBMTenbCTBa, noAnM- 
caBLAMe HacTORLAee CorAaiiieHMe m CAaBiuMe Ha xpaneHMe 
AOKyMeHTbl O ero paTMCjDMKaMMM B COOTBeTCTBMM CO CTBTbeM 20, 
a TaioKe npapMTeAbCTBa APyrMx rocyAapcTB, npMCoeAUHMBUJMecR 
K HacTORLAeMy CorAameHMK) b cootbotctbmm co CTaTbeM 22. 


(Übersetzung aus dem Jahr 1971) 
Die Abkommenspartner haben 

- in Anerkennung der Notwendigkeit, die Festigung und Ent- 
wicklung allseitiger ökonomischer, wissenschaftlich-techni- 
scher, kultureller und anderer Beziehungen mittels Fernmelde- 
verbindungen sowie Hör- und Fernsehrundfunk über künst- 
liche Erdsatelliten zu unterstützen, 

- in Anerkennung der Nützlichkeit der Zusammenarbeit bei den 
theoretischen und experimentellen Forschungen sowie bei der 
Projektierung, Schaffung, Nutzung und Entwicklung eines inter- 
nationalen Fernmeldesystems über künstliche Erdsatelliten, 

- im Interesse der Entwicklung der internationalen Zusammen- 
arbeit auf der Grundlage der Achtung der Souveränität und 
Unabhängigkeit der Staaten, der Gleichberechtigung und 
Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten sowie der 
gegenseitigen Hilfe und des gegenseitigen Vorteiles, 

- ausgehend von den Bestimmungen der Resolution 1721 p<VI) 
der UNO-Vollversammlung und des Vertrages über die Prinzi- 
pien der Tätigkeit der Staaten bei der Erforschung und Nut- 
zung des Weltraumes, einschließlich des Mondes und der 
anderen Himmelskörper, vom 27. Januar 1967, 

folgendes vereinbart; 

Artikel 1 

1. Es wird ein internationales Fernmeldesystem über künst- 
liche Erdsatelliten geschaffen. 

2. Zur Gewährleistung der Zusammenarbeit und Koordinierung 
der Anstrengungen bei der Projektierung, Schaffung, Nutzung 
und Entwicklung des Fernmeldesystems gründen die Abkom- 
menspartner die internationale Organisation „INTERSPUTNIK“, 
im weiteren Organisation genannt. 

Artikel 2 

1. „INTERSPUTNIK“ ist eine offene internationale Organisa- 
tion. 

2. Mitglieder der Organisation sind die Regierungen, die das 
vorliegende Abkommen unterzeichnet und die Dokumente über 
seine Ratifikation gemäß Artikel 20 zur Aufbewahrung übergeben 
haben, sowie die Regierungen anderer Staaten, die dem vor- 
liegenden Abkommen gemäß Artikel 22 beigetreten sind. 


CTaTbR 3 


Artikel 3 


MecTonpeöbiBaHMeM OpraHMsauMM ycTanaBAMBaeTCR ropoA Als Sitz der Organisation wird Moskau festgelegt. 
MocKBa. 


CTaTbR 4 

1 . Me)KAyHapoAHaR cMCTeivia cbr3m nepea MCKyccTBeHHbie 
cnyTHMKM 3eMAM BKAionaeT b KanecTBe cbomx cocTaBHbix kom- 
noHeHTOB: 

- KOCMMHeCKMM KOMAAeKC, COCTORLAMM M3 CnyTHMKOB CBR3M C 
peTpaHCARTOpaMM, ÖOpTOBbIMM CpeACTBAMM M HaseMHbIMM 
CMCTeiN/iaMM ynpaBAeHMR, oöecneHMBaiOLAMMM Hopis/iaAbHoe 
CjDyHKAMOHMpOBaHMe CnyTHMKOB; 

- SeMHbie CTaHAMM, OCyiAeCTBARIOLAMe BSaMMHyiO CBR3b Hepe3 
MCKyccTBeHHbie cnyTHMKM 3eMAM. 


Artikel 4 

1. Das internationale Fernmeldesystem über künstliche Erd- 
satelliten umfaßt folgende Bestandteile: 

- den kosmischen Komplex, der aus den Fernmeldesatelliten 
mit den Umsetzern und Bordeinrichtungen und den Boden- 
systemen für die Steuerung besteht, die das normale Funktio- 
nieren der Satelliten gewährleisten; 

- den Bodenfunkstellen, die die gegenseitige Verbindung über 
die künstlichen Erdsatelliten hersteilen. 
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2. KOCMMHeCKMpl KOMPJieKC PBPPeTCP COÖCTBeHHOCTbK) OpfB- 
HnaauuM Mfin apBHflyeTCB y HneHOB OpraHnaaMnn, ms/iejOLMnx 
TBKUe CUCTeMbl. 

3. SeMHbie craHuuM bbjibkdtcb coöCTBeHHOCTbK) rocyflapcTB 
jinöo npM3HaHHbix aKcnjiyaraMMOHHbix opraHnaaunPi. 

4 . HjiGHbi OpraHMsaMMn umgkdt npaBO na bkjikdhghmg 
nOCTpOGHHblX MMVI 3GMHblX CTaHUHM B CMCTGMy CBB3H OpraHH3a- 
MHH, GCPH 3TM CTaHMMH yflOBJieTBOpBKDT TGXHMHGCKUM TpGÖOBa- 
HMBM OpraHH3ai4HM. 

CraTbB 5 

Co3flaHMG MGx<flyHapoflHoPi cucTGMbi CBB3M npGflycMarpuBa- 
GTCB no cPGflyioii4MM aranaivi: 

- 3Tan npoBGflGHMB onbiTHOM paöoTbl HpGHaMn OpraHH3ai4Mn 
Ha CBOMX 3GMHblX CTaHMHBX C MCn0Jlb30BaHMGM KaMBPOB 
CBB3M, npGflOCraBJlBGMblX OpraHH3aMMH ÖGCnJiaTHO C0K)30M 
COBGTCKMX COMHaJIMCTHHGCKHX PGCPyÖJlMK HB GfO CPyTHMKaX 
CBP3M. npOflOP>KHTGPbHOCTb 3T0r0 3Tana yCTaHaBPHBaGTCB 
flo KOHua 1973 rofla; 

- 3TaP paÖOTbl C MCP0Pb30BaHHGM KBHaPOB CBB3M HB CPyTHH- 
KBX CBB3H HpGHOB OpraHM3ai4HH Ha yCPOBHBX apGHflbi; 

- 3Tan KOMMGpHGCKOM 3KCPPyaTaUHH CHCTGMbl CBB3M C 
MCn0Pb30BaHHGM KOCMHHGCKOPO KOMPPGKCB, BBPPKDLUGrOCP 
COÖCTBGHHOCTbK) OpraHHGBUHH UPM BpGHflyGMOrO y GG HpG- 
HOB. riGpGXOfl K 3T0My 3TaPy ÖyAÖT OCyiAGCTBPGH, KOPfla 
co3AaHMG KocMMHGCKoro KOMPPGKCB, ppMHaAPexcaiAero 
OpraHM3aMMM, mpm gpo apGHAa öyAyi ppM3HaHb! floroBapM- 
BaKDLAMMMCP CTOpOHBMM 3K0H0MMHGCKM l 4 GPGC 006 pa 3 HblMM. 

CTBTbP 6 

3apycK M BbiBOA na opöMiy cpyiHMKOB cbp3m, pbppmdlamxcp 
COÖCTBGHHOCT bKD OpraHMGBMMM, B TBtOKG yPpBBPGHMG MMM HB 
OpÖMTG OCyiAGCTBPPKDTCP HpGHBMM OpraHM3ai4MM, MMGKDLAMMM 
APP 3T0r0 COOTBGTCTByKDLAMG CpGACTBB, HB OCHOBG 
COrPBLUGHMM MGX<Ay OpraHMGBMMGM M TBKMMM HpGHBMM OpPB- 
HM3ai4MM. 

CTBTbP 7 

OpPaHM3a4MP KOOpAMHMpyGT CBOKD AePTGPbHOCTb C MG>KAy- 
HapOAHblM C0K)30M 3PGKTpOCBP3M, B TBIOKG COTpyAHMHBGT C 
ApyPMMM OpPBHMGBMMPMM, AÖPTGPbHOCTb KOTOpblX MMGGT 
OTHOLPGHMG K MCPOPbBOBBHMK) CPyTHMKOB CBP3M KBK B TGX- 
HMHGCKOM OTHOliJGHMM (MCPOPbGOBBHMG HBCTOTHOPO CPGKTpB, 
PPMMGHGHMG TGXHMHGCKMX HOpM HB KBHBPbl CBP3M M CTBHAapTOB 
HB BPPBpBTypy), TBK M B BOPpOCBX MGXCAyHBpOAHOM pGPPB- 
MGHTBUMM. 

CTBTbP 8 

OpPaHM3ai4MP PBPPGTCP KDpMAMHGCKMM PMMOM M PpBBOMOHHB 
3aKPK)HaTb AOPOBOpbl, PpMOÖpGTBTb, BpGHAOBBTb M OTHyjKAaTb 
MMyUAGCTBO M PpGAPpMHMMBTb PpOMGCCyBPbHblG AÖ^CTBMP. 

CTBTbP 9 

1. Ha TGppMTOpMM POCyAapCTB, PpBBMTGPbCTBB KOTOpblX 
PBPPKDTCP HpGHBMM OpPBHMOBMMM, OHB POPbOyGTCP PpBBOCPO- 
COÖHOCTbK), HGOÖXOAMMOM A^P AOCTMJKGHMP GG MGPGM H OCy- 
LAGCTBPGHMP GG CjDyHKAMM. OÖ^bGM 3T0M PpBBOCPOCOÖHOCTM 
ÖyAÖT OPpGAePPTbCP B COOTBGTCTByKDLAMX COPPBLIJGHMPX C KOM- 
PGTGHTHblMM OpPBHBMM POCyAapCTB, HB TGppMTOpMM KOTOpblX 
OHB OCymeCTBPPGT CBOKD AÖPTGPbHOCTb. 

2. no BOPpOpBM, He ypGPyPMpOBBHHblM HBCTOPLAMM 
COPPBLUGHMGM M COPPBLiJGHMPMM, yKaBBHHblMM B PyHKTG 1 
HBCTOPLAeM CTBTbM, PpMMGHPGTCP BBKOHOAaTGPbCTBO POCy- 
AapCTB, Ha TGppMTOpMM KOTOpblX OCymGCTBPPGTCP AÖPTGPbHOCTb 
OpPaHM3aMMM. 


2. Dgp kosppischG KompiGx ist Eigopturp dor Orgapisatiop odor 
wird bGi dGP Mitgliodorp dor Orgapisatiop, dis solchs Systsms 
bssitzsp, gsrpistst. 

3. Die Bodepfupkstellep sipd Eigeptupn der Staatep oder der 
vop ihPGP aperkapptep Betriebsorgapisatiopep. 

4. Die Mitglieder der Orgapisatiop habep das Recht auf Eip- 
beziehupg der vop ihpep errichtetep Bodepfupkstellep ip das 
Ferppieldesysterp der Orgapisatiop, wepp diese Bodepfupkstel- 
lep dep techpischep Forderupgep der Orgapisatiop eptsprechep. 

Artikel 5 

Die Schaffupg des ipterpatiopalep Ferpmeldesystepis ist ip 
folgepdep Etappep vorgesehep: 

- Etappe des Versuchsbetriebs durch die Mitglieder der Orgapi- 
satiop pnit ihrep Bodepfupkstellep upter Nutzupg vop Ferp- 
meldekapälep, die der Orgapisatiop vop der Upiop der Soziali- 
stischep Sowjetrepublikep über ihre Ferpmeldesatellitep 
upeptgeltlich zur Verfügupg gestellt werdep. Die Dauer dieser 
Etappe wird bis Epde 1973 festgelegt. 

- Betriebsetappe upter Nutzupg vop Ferpmeldekapälep über 
Ferpmeldesatellitep der Mitglieder der Orgapisatiop zu Miet- 
bedipgupgep. 

- Etappe des kommerziellep Betriebs des Ferpmeldesystems 
upter Nutzupg des kosmischep Komplexes, der Eigeptum der 
Orgapisatiop ist oder bei ihrep Mitgliederp gemietet wird. Der 
Übergapg zu dieser Etappe wird erfolgep, wepp die Schaffupg 
des kosmischep Komplexes, dessep Eigeptümer oder Mieter 
die Orgapisatiop ist, vöp dep Abkomm epspartperp als ökopo- 
misch zweckmäßig erachtet wird. 

Artikel 6 

Der Start upd die Beförderupg vop Ferpmeldesatellitep, die 
Eigeptum der Orgapisatiop sipd, auf die Umlaufbahp sowie derep 
Steuerupg auf der Umlaufbahp erfolgep durch die Mitglieder der 
Orgapisatiop, die hierfür die eptsprechepdep Mittel habep, auf 
der Grupdiage vop vertraglichep Vereipbarupgep zwischep der 
Orgapisatiop upd solchep Mitgliederp der Orgapisatiop. 

Artikel 7 

Die Orgapisatiop koordipiert ihre Tätigkeit mit dem Ipterpatio- 
palep Ferpmeldevereip upd arbeitet auch mit apderep Orgapisa- 
tiopep, derep Tätigkeit mit der Nutzupg vop Ferpmeldesatellitep 
ip Beziehupg steht, sowohl ip techpischer HiPsicht (Nutzupg des 
Frequepzbereiches, Verwepdupg der Techpischep Normep für 
die Ferpmeldekapäle upd des Stapdards für die Eiprichtupgep) 
als auch ip Fragep des ipterpatiopalep Reglemepts zusammep. 


Artikel 8 

Die Orgapisatiop ist eipe juristische Persop upd befugt, Ver- 
träge abzuschließep, Eigeptum zu erwerbep, zu mietep upd zu 
veräußerp upd zu prozessierep. 

Artikel 9 

1. Auf dem Territorium der Staatep, derep Regierupgep Mit- 
glieder der Orgapisatiop sipd, gepießt sie die Rechtsfähigkeit, die 
für die Erreichupg ihrer Ziele upd die Verwirklichupg ihrer FuPk- 
tioPGP erforderlich ist. Der Umfapg dieser Rechtsfähigkeit wird iP 
eptsprechepdep vertraglichep Vereipbarupgep mit dep kompe- 
teptep OrgaPGP der Staatep festgelegt, auf derep Territorium sie 
ihre Tätigkeit ausübt. 

2. Für die durch das vorliegepde Abkommep upd die im 
Pupkt 1 dieses Artikels erwähptep vertraglichep Vereipbarupgep 
Picht geregeltep Fragep werdep die gesetzlichep Bestimmupgep 
der Staatep apgewepdet, auf derep Territorium die Tätigkeit der 
Orgapisatiop ausgeübt wird. 
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Craibyi 10 

1 . OpraHMsauMyi Hecer MaiepManbHybio OTBeicTBeHHOcTb no 
CBOMM oöRsaTejibCTBaM B npeAenax npMHaflne>KaLMero ew mviy- 
LAecTBa. 

2. OpraHMsauMB He Hecei MaiepMajibHOM oTBecjcTBeHHocTM 
no oöBaaTenbCTBaM ßoroBapMBatOLMMxcB CropoH, paBHO kbk 
JHoroBapMBaKDLAMecB CropoHbi He OTBenafOT no oÖRaaTejibCTBaivi 
OpraHMsauMM. 

CTaTbB 11 

1 . ßriB pyKOBOACTBa AenTe/ibHocTbK) OpraHMaauMM cosAafOTcn 
cneAyfOLAMe opranbi: 

- CoBer - pyKOBOAHLUMM opran; 

- JDlMpeKAMB - nOCTOHHHbIM MCnOnHMTeJIbHblM M aAMMHMCTpaTM- 
BHbiM opran bo rnaBe c renepanbHbiM AHpexiopoM. BpeMH 
cosAaHMB M Hanano AeBieribHocTM flHpeKUMM onpeAenafOTCB 
COBeTOM. 

2. JHo Hanana Ae^TenbHocTM ßkipeKUMM cjDyHKiJiMM Fene- 
panbHoro A^pexTopa no npeAciaBMTeribCTBy OpraHMsauMM, 
yxaaaHHbie b nyHKre 2 crarbM 13, BbrnoriHBej npeAceAaienb 
CoBera. 

3. fljiR KOHTpona aa 4)MHaHCOBOM AeaTenbHocTbfo Opra- 
HMaauMM cosAaercB PeBHSMOHHaR kommccmb. 

4. CoBer MO)KeT yHpe)KAaTb Taxkie BcnoMorarejibHbie 
opraHbi, KOTOpbie neoöxoAHMbi A-nn ocyaiecTBneHMH MenePi 
HacTOBkAero CornaiueHMB. 

CiaibB 12 

1. B cociaB CoBera bxoamt no oAHOMy npeAciaBMiejiK) ot 
K a>KAoro Hnena OpraHMsaAMM. 

2. Ka>KAbiM Hnen OpraHwaauMM MMeei b CoBeie oamh ronoc. 

3. CoBBT coÖMpaercB na onepeAHbie ceccMM ne pe>Ke oAHoro 
paaa b toa- BneoHepeAHaB ceccMB Mo>KeT öbiib cosBana no 
npocböe Jifoöoro Hnena OpraHMsauMM kinn FenepanbHoro 
AMpexTopa, ecnki aa ee coabiB Bbicxaaanocb ne is/ienee oahom 
jpeTM HnenoB OpraHMaauMM. 

4. CeccMM CoBeia npOBOAHTcn, xax npaenno, b Meere npe- 
öbiBaHMB OpraHMaauiMM. Coeer Mo>xeT npMHBTb pemeHMe o npo- 
BeAeHMM ceccMM na reppHTOpHM Apyrwx rocyAapciB, npaen- 
renbCTBa xoropbix nenntorcB HnenaMM OpraHMaauMM, no 
npMrnaLueHMK? arnx HnenoB OpraHMaaqMM. 

ßo Hanana AenrenbHocTM flMpexqMM Coeer coöMpaercn noone- 
peAHo B rocyAapcreax, npaenrenbcrea xoropbix nenniorcB 
HnenaMM OpranMaauMM cornaeno mx naaeaHMM no pyeexoMy 
ancjDaBMry. B aroM enynae pacxoAbi no npoBeAennio ceccMM 
necyr npMHMMaioiAMe Hnenbi OprannaauMM. 

5. FIpeAceAarenbcrBOBanMe na ceccMBX Coeera ocyiAecr- 
ennercB npeAcraenreneMM Hnenoe OprannaaiJiMM noonepeAHO 
B nopBAxe naaeaHMM arMx Hnenoe OpranMaauMM no pyeexoMy 
ancjDaBMry. SaMeerMreneM npeAceAarenn HaananaercB npeA- 
craBMrenb Hnena OpranMaauMM, cneAyioiAero no ancjDaBMry. 
FIpeAceAarenb m ero aaMecrMrenb coxpannKDr cbom nonno- 
MOHMB Ao cneAyxDiAeM onepeAnoM ceccMM Coeera. 

6. K xoMnereHAMM Coeera ornoenren Bonpocbi, oxBarbieae- 
Mbie nacroBiAMM CornaiueHMeM. Coeer: 

6.1. paccMarpMBaer m yrBep>xAaer MeponpMnrMB no coaAa- 
HMKD, npMoöperenMK) MnM apenAe, a raxDxe axennyarauMM 
xocMMHecxoro xoMnnexca; 

6.2. yreepDXAaer nnanbi paaeMrMR m coBepmenerBOBanMn 
CMcreMbi cBnaM OpranMaauMM; 

6.3. onpeAenner rexHMneexMe rpeöoeaHMB na cnyrnMXM cenaM 
OpraHMaauMM; 


Artikel 10 

1 . Die Organisation trägt die materielle Verantwortung für ihre 
Verpflichtungen im Rahmen des ihr gehörenden Eigentums. 

2. Die Organisation trägt keine materielle Verantwortung für die 
Verpflichtungen der Abkommenspartner ebenso wie die Abkom- 
menspartner nicht für die Verpflichtungen der Organisation ver- 
antwortlich sind. 

Artikel 11 

1 . Zur Leitung der Tätigkeit der Organisation werden folgende 
Organe geschaffen: 

- der Rat als leitendes Organ, 

- die Direktion als ständiges ausführendes und administratives 
Organ mit dem Generaldirektor an der Spitze. Der Zeitpunkt 
der Schaffung und der Beginn der Tätigkeit der Direktion wer- 
den vom Rat bestimmt. 

2. Bis zum Beginn der Tätigkeit der Direktion übernimmt der 
Vorsitzende des Rates die im Punkt 2, Artikel 13, angegebenen 
Funktionen des Generaldirektors zur Vertretung der Organisa- 
tion. 

3. Zur Kontrolle der Finanztätigkeit der Organisation wird die 
Revisionskommission geschaffen. 

4. Der Rat kann solche Hilfsorgane schaffen, die zur Ver- 
wirklichung der Ziele des vorliegenden Abkommens erforderlich 
sind. 

Artikel 12 

1 . Der Rat setzt sich aus je einem Vertreter jedes Mitglieds der 
Organisation zusammen. 

2. Jedes Mitglied der Organisation hat im Rat eine Stimme. 

3. Der Rat versammelt sich mindestens einmal im Jahr zu 
ordentlichen Tagungen. Eine außerordentliche Tagung kann auf 
Wunsch eines beliebigen Mitglieds der Organisation oder des 
Generaldirektors einberufen werden, wenn sich für ihre Einberu- 
fung mindestens ein Drittel der Mitglieder der Organisation aus- 
gesprochen hat. 

4. Die Tagungen des Rates werden in der Regel am Sitz der 
Organisation durchgeführt. Der Rat kann einen Beschluß über 
die Durchführung von Tagungen auf dem Territorium anderer 
Staaten, deren Regierungen Mitglieder der Organisation sind, auf 
Einladung dieser Mitglieder der Organisation fassen. 

Bis zum Beginn der Tätigkeit der Direktion tagt der Rat der Reihe 
nach in den Staaten, deren Regierungen Mitglieder der Organi- 
sation sind, entsprechend ihrer Bezeichnung nach dem russi- 
schen Alphabet. In diesem Falle werden die Kosten für die 
Durchführung von Tagungen von den empfangenden Mitgliedern 
der Organisation getragen. 

5. Der Vorsitz auf den Ratstagungen wird von Vertretern der 
Mitglieder der Organisation der Reihe nach entsprechend den 
Bezeichnungen dieser Mitglieder der Organisation nach dem 
russischen Alphabet übernommen. Als Stellvertreter des Vor- 
sitzenden wird ein Vertreter des nach dem Alphabet nächsten 
Mitglieds der Organisation benannt. Der Vorsitzende und sein 
Stellvertreter üben ihre Funktion bis zur nächsten ordentlichen 
Ratstagung aus. 

6. Zur Zuständigkeit des Rates gehören Fragen, die sich auf 
das vorliegende Abkommen erstrecken. Der Rat 

6.1. erörtert und bestätigt Maßnahmen zur Schaffung, zum 
Erwerb oder zum Mieten sowie zum Betrieb des kosmi- 
schen Komplexes; 

6.2. bestätigt die Pläne für die Entwicklung und Vervollkomm- 
nung des Fernmeldesystems der Organisation; 

6.3. bestimmt die technischen Forderungen für die Fernmel- 
desatelliten der Organisation: 
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B OTHOlueHMBx c KOMneieHTHbiMM opraHaMM HjieHOB OpraHMsa- 
MMM no Bcewi BonpocaM, Kacaioii^mviCB ee fleRie/ibHocTM, a 
TaK>Ke B OTHoiueHMBx c rocyAapCTBaMM, npaBMie/ibCTBa 
KOTOpblX He BB/IBJOTCB HJieHaMM OpraHMSaMMM, M Me>KflyHapOA- 
HblMM OpraHMaaMMBMM, C KOTOpbIMM COBei COHTeT Heoöxo- 
AMMblM COTpyAHMHaib. 

3. r eHepanbHbiM AMpexTop OTBeiCTBeHeH nepeA CoBeioM m 
A eMCTByei b npeAe/iax ho/ihomohmm, npeAOciaBJieHHbix ewiy 
HacTORiAMM Cor/iaiueHMeM m peiueHMHMM CoBeia. 

4. r eHepa/ibHbiM AnpeKTop ocyiAecTB/iaej cjieAyfOLUMe c[)yHK- 
Mmm: 

4.1 . oöecneHMBaei BbinonHeHne peiueHMM CoBeia; 

4.2. BeAei neperoBopbi c aAMMHMCTpaMMBMM cbbsm, npoeKTHbi- 
MM OpraHMSaMMBMM M npOMblLU/ieHHbIMM npeAnpMBTMBMM 
HneHOB OpraHMsaMMM no BonpocaM npoeKTMpoBaHMa 
CMcieMbi B qenoM, a latoKe no BonpocaM npoeKTMpoBaHMn, 
MSrOTOBneHMB M nOCiaBKM SneMeHTOB M Ö/IOKOB ÖOpiOBOM 
annapaiypbi cnyiHMKOB cbhsm OpraHMaauMM; 

4.3. BeAei neperoBopbi no BonpocaM aanycKOB cnyiHMKOB cbbsm 
AfiB OpraHMsaMMM; 

4.4. no nopyneHMK) Coeeia b paMxax noriHOMOHMM, yciaHO- 
BjieHHbix CoBeiOM, aaKAfonaei Me^KAynapoAHbie m ApyrMe 
cornaiueHMH; 

4.5. cociaBfiRei npoeKi 6K)A>KeTa Ha onepeAHoPi cj^MHancoBbiM 
roA, npeACiaB/iRei ero na yTBep>KAeHMe Coeeia m othm- 
TbiBaeicB nepeA CoBeiOM o6 McnonneHMM ÖJOA^Keia aa 
MCieKLUMM 4)MHaHCOBblM rOA! 

4.6. noAroiaBnMBaei a^^ npeACiaBneHMH Coeeiy oinei o agr- 
lenbHOCTM ^^MpeKMMM 3a McieKiuMM roA; 

4.7. paspaöaibiBaei npoeKibi nnanoB paöoibi OpraHMsauMM, a 
TaK>Ke paSBMTMB M COBepiUeHCTBOBaHMB CMCieMbl CBBSM M 
npeAciaB/inei mx Coeeiy na yiBep>KAeHMe; 

4.8. oöecneHMBaei noAroioBKy, cosbie m npoeeAeHMe ceccMM 
Coeeia. 

5. renepa/ibHbiM AMpeKiop m ero saMecimenb MSÖMpaKDicB 
M3 rpaxcAan rocyAapciB, npaemenbciBa Koiopbix aBnaJoice 
HnenaMM OpraHMsaMMM, cpoKOM na 4 roAa. 3aMeciMienb P ene- 
panbHoro AwpeKiopa MO>Kei öbiib Maöpan, xax npaBM/io, lonbKO 
Ha OAMH cpoK. r enepanbHbiM A^peKiop m ero aaMeciMie/ib ne 
Moryi öbiib rpa^KAanaMM OAHoro m loro >Ke rocyAapciea. 

6. riepcoHan Ampokamm KOMnneKiyeicn m 3 rpa>KAaH rocy- 
AapciB, npaBMienbCiBa Koiopbix nennKDicn HnenaMM Opra- 
HMaauMM, c yneiOM npoc|DeccMOHanbHOM KOMneieHiiMM m cnpa- 
BeAnMBoro reorpacJJMHecKoro npeAciaBMienbciea. 

CiaibB 14 

1 . PeBM3M0HHan KOMMCCMB COCIOMI M3 ipex HfieHOB, MoÖMpa- 
eMbix CoBeioM cpoKOM Ha ipM roAa m 3 rpax^Aan paoHbix rocy- 
AapciB, npaBMienbciea Koiopbix nennjoicn HnenaMM Opra- 
HM3aMMM. PIpeAceAaienb m nneHbi PeBM3M0HH0M kommccmm ne 
Moryi aaHMMaib KaKMx-nMöo Aon>KHocieM b OpraHMaauMM. 

2. r eHepanbHbiM AnpeKiop npeAOCiaBnnei b pacnopn^KeHMe 
peBM3MOHHOM KOMMCCMM Bce HOOöxoAMMbie Ann ocyiAecieneHMB 
peBM3MM MaiepManbi m AOKyMOHibi. 

3. OiMei PeBM3MHH0M KOMMCCMM npeACTiaBnneicn Coeeiy 
0praHM3aAMM. 

Ciaibn 15 

1 . flnn oöecneHeHMB AenienbHociM OpraHMaaMMM co3- 
Aaeicn yciaBHbiM c[)oha (ocHOBHbie m oöopoiHbie cpeACiea). 
PemeHMe o co3AaHMM m paaMepax yciaBHoro cfjOHAa npMHMMa- 
eicn AoroBapMBaiomMMMcn CiopoHaMM no npeA^ox^eHMK) 
CoBeia M oc[)opMnneicn cneqManbHbiM npoiOKonoM. PaoMep 


Organen der Mitglieder der Organisation in allen Fragen, die ihre 
Tätigkeit betreffen, sowie gegenüber anderen Staaten und inter- 
nationalen Organisationen, mit denen der Rat es für notwendig 
erachtet, zusammenzuarbeiten. 


3. Der Generaldirektor ist verantwortlich gegenüber dem Rat 
und wird im Rahmen der ihm durch das vorliegende Abkommen 
und die Beschlüsse des Rates übertragenen Vollmachten tätig. 

4. Der Generaldirektor übt folgende Funktionen aus; 

4.1. er gewährleistet die Erfüllung der Beschlüsse des Rates; 

4.2. er führt Verhandlungen mit den Fernmeldeverwaltungen, 
den Projektierungsorganisationen und den Industriebetrie- 
ben der Mitglieder der Organisation über Fragen der Projek- 
tierung des Systems in seiner Gesamtheit sowie über 
Fragen der Projektierung, Herstellung und Lieferung der 
Baugruppen und Blöcke der Bordapparaturen der Fern- 
meldesatelliten der Organisation; 

4.3. er führt Verhandlungen zu Fragen des Starts von Fernmel- 
desatelliten für die Organisation; 

4.4. er schließt im Aufträge des Rates im Rahmen der ihm vom 
Rat erteilten Vollmachten internationale und andere Verträge 
ab; 

4.5. er stellt den Budgetentwurf für das nächste Finanzjahr auf, 
unterbreitet diesen dem Rat zur Bestätigung und legt dem 
Rat Rechenschaft über die Erfüllung des Budgets für das 
vergangene Finanzjahr; 

4.6. er bereitet den Bericht über die Tätigkeit der Direktion für 
das vergangene Jahr für die Vorlage beim Rat vor; 

4.7. er arbeitet die Entwürfe der Arbeitspläne der Organisation 
sowie der Pläne für die Entwicklung und Vervollkommnung 
des Fermeidesystems aus und legt diese dem Rat zur 
Bestätigung vor; 

4.8. er gewährleistet die Vorbereitung, Einberufung und Durch- 
führung der Tagungen des Rates. 

5. Der Generaldirektor und sein Stellvertreter werden aus Bür- 
gern der Staaten, deren Regierungen Mitglieder der Organisation 
sind, für die Dauer von 4 Jahren gewählt. Der Stellvertreter des 
Generaldirektors kann in der Regel nur für eine Amtsperiode 
gewählt werden. Der Generaldirektor und sein Stellvertreter 
dürfen nicht Bürger ein und desselben Staates sein. 

6. Das Personal der Direktion setzt sich aus Bürgern der Staa- 
ten zusammen, deren Regierungen Mitglieder der Organisation 
sind, unter Berücksichtigung der beruflichen Eignung und der 
gerechten territorialen Verteilung. 

Artikel 14 

1. Die Revisionskommission besteht aus 3 Mitgliedern, die 
vom Rat für die Dauer von 3 Jahren aus Bürgern verschiedener 
Staaten, deren Regierungen Mitglieder der Organisation sind, 
gewählt werden. Der Vorsitzende und die Mitglieder der Revisi- 
onskommission dürfen in der Organisation keinerlei andere 
Ämter ausüben. 

2. Der Generaldirektor stellt der Revisionskommission alle für 
die Durchführung der Revision erforderlichen Unterlagen und 
Dokumente zur Verfügung. 

3. Der Bericht der Revisionskommission wird dem Rat der 
Organisation vorgelegt. 

Artikel 15 

1 . Zur Sicherung der Tätigkeit der Organisation wird der Statu- 
tenfonds (Grund- und Umlaufmittel) geschaffen. Der Beschluß 
über die Schaffung und Höhe des Statutenfonds wird von den 
Abkommenspartnern auf Vorschlag des Rates gefaßt und in 
einem Zusatzprotokoll formuliert. Die Höhe der anteiligen Beteili- 
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B OTHOLueHMBx c KOMneieHTHbiMM opraHaiN/iM HjieHOB OpraHMaa- 
UMM no BCGM BonpocaM, KacaioiMMMcs ee flesTe/ibHOCTM, a 
raioKe b otholughhsx c rocyflapcTBaMM, npaBHre/ibCTBa 
KOTOpblX HG BBnSKDTCyi H/lGHaiN/lM OpraHM3aUMM, M MG>KflyHapOfl- 
HblMM OpraHH3aUHBMM, C KOTOpbIMH COBGT COMTGT HGOÖXO- 
flMMblM COTpyflHMHaTb. 

3. r GHGpaJlbHblM flkipGKTOp OTBGTCTBGHGH HGpGfl COBGTOM M 
flGMCTByGT B npGflGJiaX nOJlHOMOHMM, npGflOCTaBJlGHHblX GMy 
HaCTOyilUHM CorXiaiiJGHMGM H PGLUGHMBMM COBGTa. 

4. r GHGpa/lbHblM AMpGKTOp OCyi^GCTBnyiGT CJlGflyiOlMMG 4)yHK- 
UMm: 

4.1. OÖGCnGHMBaGT BbinOJlHGHMG pGLUGHMM COBGTa; 

4.2. BGflGT HGpGrOBOpbl C aflMMHMCTpaUMBMM CBB3M, npOGKTHbl- 
MM OpraHH3aMMBMM M npOMblliJnGHHbIMM npGflnpMBTHBMM 
HnGHOB OpraHM3auMM no Bonpocaivi npoGKTupoBaHMs 
CMCTGMbl B MGnOM, a TaiOKG HO BOnpOCaM npOGKTMpOBaHMB, 
M3rOTOBnGHMyi M nOCTaBKM 3J1GMGHT0B M ÖnOKOB ÖOpTOBOM 
annapaiypbi cnyiHMKOB cbb3m OpraHMaauMM; 

4.3. BGflGT nGpGroBopbi no BonpocaM aanycKOB cnyiHMKOB cbs3m 
flnB OpraHMaauMn; 

4.4. no nopyHGHMK) CoBGia b paMxax nonHOMOHHPi, ycraHo- 
BnGHHbix CoBGTOM, 3aK;iK)HaGT MG>KflyHapoflHbiG M flpyrHG 
cornaiuGHHB; 

4.5. COCraBJlBGT npOGKT 6K)fl>KGTa Ha OHGpGflHOM 4)HHaHCOBblM 
rofl, npGflCTaansGT Gro Ha yTBGp>KflGHHG CoBGia m othh- 
TblBaGTCB nGpGfl COBGTOM 06 HCnOnHGHHM 6K)fl>KGTa 3a 
HCTGKLiJHM (t)MHaHCOBblH TOfl; 

4.6. noflroiaBJiMBaGT flns npaflcraanGHHB CoBGiy othgt o agb- 
TGJlbHOCTM flHpGKflHH 3a MCTGKLUHM TOfl; 

4.7. paapaöaTbiBaGT npoGKTbi nnanoB paöoTbi OpranMaauMM, a 
TatOKG pa3BMTHS M COBGpUJGHCTBOBaHHB CHCTGMbl CBB3H M 
npGflcraBnBGT hx CoBGiy na yTBGp>KflGHHG; 

4.8. OÖGCnGHMBaGT nOflrOTOBKy, C03blB M npOBGflGHMG CGCCMM 
COBGTa. 

5. FGHGpanbHblH flnpGKTOp H Gro aaMGCTMTGJlb H36MpaK)TCfl 
M3 rpa>KflaH rocyflapcTB, npaBMTGnbCTBa KOTopbix bb^biotcs 
HnGHaMM OpraHHaauHM, cpoKOM na 4 rofla. 3aMGCTMTGnb f ghg- 
panbHoro flMpGKTOpa mo>kgt öbiTb naöpaH, xax npaanno, TonbKo 
Ha OflMH CPOK. r GHGpanbHbIM flMpGKTOp M GPO 3aMGCTMTGnb HG 
MoryT öbiTb rpa^KflanaMM OflHoro h topo >kg rocyflapcTBa. 

6. riGpcoHan flMpGKUMM KOMnjiGKTyGTcs H3 rpa>KflaH rocy- 
flapcTB, npaBMTGnbCTBa KOTopbix BBnsKJTcn HnGHaMM Opra- 
HMaaflMM, c yHGTOM npo(})GCCMOHanbHOM KOMnGTGHflMM M cnpa- 
BGflnMBoro rGorpa(t)MHGCKoro npGflCTaBMTGnbCTBa. 

CTaTbn 14 

1 . PGBM3MOHHan KOMMCCMB COCTOMT M3 TpGX HnGHOB, MGÖMpa- 
GMblX COBGTOM CpOKOM Ha TpM TOfla M3 rpa>KflaH pa3HblX rocy- 
flapcTB, npaBMTGnbCTBa KOTopbix BBnnKDTcn HnGHaMM Opra- 
HMaauMM. ripGflCGflaTGnb m nnGHbi Pgbm3mohhom kommccmm hg 
M oryT aaHMMaTb KaxMX-nMöo flon>KHOCTGM b OpranMaauMM. 

2. r GHGpanbHbIM flMpGKTOp npGflOCTaBnSGT B pacnOpn>KGHMG 
PGBM3MOHHOM KOMMCCMM BCG HGOÖXOflMMbIG flns OCyiflGCTBnGHMB 
PGBM3MM MaTGpManbl M flOKyMGHTbl. 

3. OtUGT PGBM3MHHOM KOMMCCMM npGflCTaBnSGTCB COBGTy 
OpraHMaaflMM. 

CTaTbn 15 

1 . flnn OÖGCnGHGHMB flGBTGnbHOCTM OpraHMBaflMM C03- 
flaGTCn yCTaBHbIM (t)OHfl (OCHOBHBIG M OÖOpOTHbIG CpGflCTBa). 
Pglughmg 0 co3flaHMM M pa3MGpax ycTaBHoro 4)OHfla npMHMMa- 
GTcn floroBapMBaioiflMMMcn CTOpoHaMM no npGflno>KGHMK) 
CoBGTa M o(t)opMnnGTcn cnGUManbHbiM npoTOKonoM. Pa3MGp 


Organon dor MitgllGdor dor Organisation in allon Fragon, diG ihro 
Tätigkoit botroffon, sowio gegonubor andoron Staaton und intor- 
nationalen Organisationon, mit denen dor Rat gs für notwondig 
orachtGt, zusammonzuarboiten. 


3. Dor GGnaraldiroktor ist vGrantwortlich gaganübar dam Rat 
und wird im Rahman dar ihm durch das vorüGgcndG Abkommen 
und die Beschlüsse des Rates übertragenen Vollmachten tätig. 

4. Der Generaldirektor übt folgende Funktionen aus: 

4.1 . er gewährleistet die Erfüllung der Beschlüsse des Rates; 

4.2. er führt Verhandlungen mit den Fernmeldeverwaltungen, 
den Projektierungsorganisationen und den Industriebetrie- 
ben der Mitglieder der Organisation über Fragen der Projek- 
tierung des Systems in seiner Gesamtheit sowie über 
Fragen der Projektierung, Herstellung und Lieferung der 
Baugruppen und Blöcke der Bordapparaturen der Fern- 
meldesatelliten der Organisation; 

4.3. er führt Verhandlungen zu Fragen des Starts von Fernmel- 
desatelliten für die Organisation; 

4.4. er schließt im Aufträge des Rates im Rahmen der ihm vom 
Rat erteilten Vollmachten internationale und andere Verträge 
ab; 

4.5. er stellt den Budgetentwurf für das nächste Finanzjahr auf, 
unterbreitet diesen dem Rat zur Bestätigung und legt dem 
Rat Rechenschaft über die Erfüllung des Budgets für das 
vergangene Finanzjahr; 

4.6. er bereitet den Bericht über die Tätigkeit der Direktion für 
das vergangene Jahr für die Vorlage beim Rat vor; 

4.7. er arbeitet die Entwürfe der Arbeitspläne der Organisation 
sowie der Pläne für die Entwicklung und Vervollkommnung 
des Fermeidesystems aus und legt diese dem Rat zur 
Bestätigung vor; 

4.8. er gewährleistet die Vorbereitung, Einberufung und Durch- 
führung der Tagungen des Rates. 

5. Der Generaldirektor und sein Stellvertreter werden aus Bür- 
gern der Staaten, deren Regierungen Mitglieder der Organisation 
sind, für die Dauer von 4 Jahren gewählt. Der Stellvertreter des 
Generaldirektors kann in der Regel nur für eine Amtsperiode 
gewählt werden. Der Generaldirektor und sein Stellvertreter 
dürfen nicht Bürger ein und desselben Staates sein. 

6. Das Personal der Direktion setzt sich aus Bürgern der Staa- 
ten zusammen, deren Regierungen Mitglieder der Organisation 
sind, unter Berücksichtigung der beruflichen Eignung und der 
gerechten territorialen Verteilung. 

Artikel 14 

1. Die Revisionskommission besteht aus 3 Mitgliedern, die 
vom Rat für die Dauer von 3 Jahren aus Bürgern verschiedener 
Staaten, deren Regierungen Mitglieder der Organisation sind, 
gewählt werden. Der Vorsitzende und die Mitglieder der Revisi- 
onskommission dürfen in der Organisation keinerlei andere 
Ämter ausüben. 

2. Der Generaldirektor stellt der Revisionskommission alle für 
die Durchführung der Revision erforderlichen Unterlagen und 
Dokumente zur Verfügung. 

3. Der Bericht der Revisionskommission wird dem Rat der 
Organisation vorgelegt. 

Artikel 15 

1 . Zur Sicherung der Tätigkeit der Organisation wird der Statu- 
tenfonds (Grund- und Umlaufmittel) geschaffen. Der Beschluß 
über die Schaffung und Höhe des Statutenfonds wird von den 
Abkommenspartnern auf Vorschlag des Rates gefaßt und in 
einem Zusatz Protokoll formuliert. Die Höhe der anteiligen Beteili- 
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Aoneeoro ynacTMyi Haghob OpraHnaaMMH b oöpaaoBaHMM yciaB- 
Horo ct)OHfla ycTaHaBJiMBaeTCB nponopunoHanbHo cieneHn 
MCnOJlbSOBaHMB MMM KaHBAOB CBB3M. 

2. EcAM B npouecce yCOBepLUGHCTBOBaHUB CUCTGMbl CBB3M 
öyflGT BbiBBAGHa HGoOxoflHMocTb B yBeAMHeHMM ycTaBHoro 
cjDOHAa, TO cyMMa flonoAHUTenbHbix b3hocob nOAAe>KMT pacnpe- 
AeAGHHK) MGPKAy HAGHaMM OpraHM3ai4MM, KOTOpbIG Bbipa3MAM 
COrAaCMG Ha STO yBGAMHGHMG. 

3. 3a CHGT B3HOCOB HaGHOB OpraHM3ai4MM B yCTaBHbIM C|)OHA 
noKpbiBaioTCA CAGAyiOLAMG pao^oAbi OpraHMGauMM: 

3.1. Ha HayHHO-MCCAGAOBaTGAbCKMG M OHblTHO-KOHCipyKTOp- 
CKHG paÖOTbl no KOCMMHGCKOMy KOMHAGKCy M HO 3GMHblM 
CTaHLJlMAM; 

3.2. Ha npoGKTMpoBaHMG, co3AaHMG, npmöpGTGHMG HAM apGHAy 
KOCMMHGCKOro KOMHAGKCa; 

3.3. Ha OHAary aanycKa m BbiBOAa na opömy cnyiHMKOB cba3m 
OpraHM3aAMM; 

3.4. Ha ApyrM i\em, CBAaaHHbiG c Ae^TGAbHocibio OpraHM3a- 

UMM. 

4. flo oöpaaoBaHMA yciaBHoro cfioHAa Aey^TGAbHOcib Opra- 
HM3ai4MM OCyiAeCTBAAGTCA B COOTBGTCTBMM CO CnGMMaAbHbIM 
ÖJOA^eTOM, COCTaBAAGMbIM HB Ka>KAblM KBAGHAapHblM TOA- 
PaCXOAbl, npGAyCMOTpGHHbIG B ÖIOA^eTG HB COAep^KBHMG 
□GpCOHBAa AmPGKMMM, npOBGAeHMG CGCCMM COBGTB M APyrMG 
MGpOnpMATMR BAMHHMCTpaTHBHOrO XapBKTGpa, nOKpblBBIOTCA 
Haghbmm OpraHM3ai4MM b paoMopax, ycTanaBAMBaoMbix floro- 
BapHBBIOlAMMMCR CTOpOHBMM HO npGAnO?KGHIO COBGTB M 
OC|)OpMAAGMblX CnGMMBAbHblM npOTOKOAOM. 

5. ripM BCTynAGHMM B OpraHMaauMio HOBbix Haghob mam b 
CA yHBG BbIXOAa HaGHB M3 OpraHMGaUMH AOAH B3H0C0B 
ocTaAbHbix Haghob OpraHMaauMM cootbgtctbghho m3mghaiotca. 

6. BaAlOTa, B KOTOpoil npOMOBOA^lTCA B3HOCbl B yCTBBHblM 
c(doha m 6K)A>KeT OpraHM3aMMM, onpGAeARGTCR AoroBapM- 

BaiOlAMMMCR CTOpOHBMM HO npGAAO>KGHmO COBGTB. 

7. Ha cyMMy, hg ynABHGHHyio Haghbmm OpraHMoauMM b ycia- 
HOBAGHHblM CpOK, OpraHM3aUMA HaHMCAAGT 3 % TOAOBblX. 

8. B CAyHBG HGBbinOAHGHMA HaGHBMM OpraHMOBUMM CBOMX 
CjDMHaHCOBblX OÖAOaTGAbCTB B TGHGHMG OAHOrO TOAa COBGT 
PGUJaGT BOnpOC O HBCTMHHOM MAM HOAHOM npMOCTBHOBAGHMM 
npaB, BbiTGKaioiAMx m3 haghctbb b OpraHMoauMM. 

9. ripMÖblAb, nOAyHGHHBA OT SKCHAyaTaMMM CMCTGMbl CBA3M, 
pacnpGAeAAGTCA MG^KAy Haghbmm OpraHMoauMM nponopuMO- 

HBAbHO MX CyMMG B3HOCOB. flO pGliJGHMIO HAGHOB OpraHMOaUMM 
npMÖblAb MO>KGT ÖblTb OÖpaiAGHB HB yBGAMHGHMG yCTBBHOrO 
(t)OHAa MAM C03AaHMG KBKMX-AMÖO CnGMMBAbHblX C|)OHAOB. 

10. PacxoAbi no coAep>KaHMio ynacTHMKOB coBGiAaHMM m 
aacGAaHMM, cbabbhhhx c BbinoAHGHMGM 3aAaH OpraHMoauMM, 
B TOM HMCAG GBCGAaHMM COBGTB, HGCyT ^O^OBapMBa^OlAMGCA 
CTOpOHbl, KOMaHAHpytOLAMG CBOMX npGACTBBMTGAGM HB TBKMG 
COBGIABHMA M GBCGAaHMA. 

CTBTbA 16 

1. OpraHMoauMA OKcnAyaTMpyGT kocmmhgckmm komhagkc, 

npGAOCTBBAAA B COOTBGTCTBMM C HOAO^KGHMAMM HBCTOALAGrO 
CorABLiJGHMA KaHBAbl CBA3M CBOMM HagHBM M APyrMM nOTpGÖM- 
TGAAM. 

2. KaHBAbl CBA3M, KOTOpbIMM pacHOABraGT OpraHMOBAMA, 
pacnpGAen^ioTCA MG^KAy Haghbmm OpraHMoauMM, mcxoa^i h3 mx 
nOTpGÖHOCTGM B KBHBABX. KaHBAbl CBA3M, npGBblLiJaiOlAMG 
oöiAyio noTpGÖHocTb BCGX Haghob OpraHMaauMM, MoryT öbiTb 
CAaHbl B apGHAy APyrMM HOTPGÖMTGAAM. 

3. KaHBAbl CBA3M OpGAOCTaBAAlOTCA 3a HABTy HO TapMCjDaM, 
yCTaHaBAMBBGMblM COBGTOM. BgAMHMHB TBpMCflOB AOA>KHa ÖblTb 


gung dar MitgüGdar dar Organisation bai dar Bildung das Statu- 
tanfonds wird proportional zum Grad ihrar FarnmaldGkanal- 
banutzung fastgalagt. 

2. Wann bai dar Varvollkommnung das ParnrnGldasystams dia 
Notwandigkait auftritt, dan StatutGnfonds zu GrhöhGn, so wird diG 
Summa dar zusätzlichan Baiträga zwischan dan Mitgliadarn dar 
Organisation, dia zu diasar Erhöhung ihr Einvarständnis arklärtan, 
aufgatailt. 

3. Aus dan Baiträgan dar Mitgliadar dar Organisation zum 
Statutanfonds wardan folganda Ausgaban dar Organisation 
gadackt: Dia Ausgaban 

3.1. für dia wissanschaftlichan Forschungs-, Entwicklungs- und 
Konstruktionsarbaitan für dan kosmischan Komplax und dia 
Bodanfunkstellen; 

3.2. für dia Projaktiarung, Errichtung, dan Erwarb odar das 
Miatan das kosmischan Komplaxas; 

3.3. für dia Bazahlung das Starts und dis Bsfördsrung dar Fsrn- 
msldssatsllitan dar Organisation auf dia Umlaufbahn; 

3.4. für andars Zwscks in Zusammsnhang mit dar Tätigksit dar 
Organisation. 

4. Bis zur Bildung das Statutanfonds arfolgt dia Tätigksit dar 
Organisation in Übarainstlmmung mit dam für jsdss Kalsndsrjahr 
aufgsstslltsn spszislisn Budgst. Dis im Budgat für dan Untsrhalt 
das Psrsonals dar Dirsktion, dis Durchführung von Tagungen 
des Rates und andere Maßnahmen mit Verwaltungscharakter 
vorgesehenen Ausgaben werden von den Mitgliedern der Orga- 
nisation in der Höhe gedeckt, die von den Abkommenspartnern 
auf Vorschlag des Rates festgelegt und in einem Zusatzprotokoll 
formuliert wird. 

5. Beim Eintritt neuer Mitglieder in die Organisation oder im 
Falle des Austritts eines Mitglieds aus der Organisation ver- 
ändern sich entsprechend die Beiträge. 

6. Die Valuta, in der die Beiträge zum Statutenfonds und Bud- 
get der Organisation zu leisten sind, werden von den Abkom- 
menspartnern auf Vorschlag des Rates festgelegt. 

7. Für eine Summe, die nicht zum festgelegten Termin bezahlt 
wurde, werden Verzugszinsen in Höhe von 3 % der jährlichen 
Beiträge berechnet. 

8. Wenn Mitglieder der Organisation Ihren finanziellen Ver- 
pflichtungen im Laufe eines Jahres nicht nachkommen, ent- 
scheidet der Rat über die teilweise oder vollständige Aussetzung 
der sich aus der Mitgliedschaft in der Organisation ergebenden 
Rechte. 

9. Der aus dem Betrieb des Fernmeldesystems erzielte Gewinn 
wird zwischen den Mitgliedern der Organisation proportional zu 
ihrer Beitragssumme aufgeteilt. Auf Beschluß der Mitglieder der 
Organisation kann der Gewinn für die Erhöhung des Statuten- 
fonds oder die Bildung beliebiger spezieller Fonds verwendet 
werden. 

10. Die Kosten für den Unterhalt der Teilnehmer an Tagungen 
und Sitzungen im Zusammenhang mit der Erfüllung der Aufga- 
ben der Organisation, darunter Sitzungen des Rates, tragen die 
Abkommenspartner, die ihre Vertreter zu diesen Tagungen und 
Sitzungen entsenden. 

Artikel 16 

1. Die Organisation betreibt den kosmischen Komplex und 
stellt die Fernmeldekanäle Ihren Mitgliedern und anderen Nut- 
zern in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des vorliegen- 
den Abkommens zur Verfügung. 

2. Die Fernmeldekanäle, über die die Organisation verfügt, 
werden zwischen den Mitgliedern der Organisation, ausgehend 
von ihrem Bedarf an Kanälen, aufgeteilt. Die Fernmeldekanäle, 
die den Gesamtbedarf aller Mitglieder der Organisation über- 
schreiten, können an andere Nutzer vermietet werden. 

3. Die Fernmeldekanäle werden gegen Bezahlung nach Tari- 
fen, die vom Rat festgelegt werden, zur Verfügung gestellt. Die 
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Ha ypOBHe CpeflHeMMpOBblX lapHCfjOB, MCHMCJ 15 ieMblX B aOnOTblX 
cfjpaHKax. riopBflOK pacHeTOB aa ycnyrM CBfisM onpeflen 5 ieTC 5 i 
CoBeiOM. 


CiaibB 17 

1. nfo6a5i floroBapHBafoinajicyi CiopoHa Mo>KeT fleHOHCMpo- 
Baib HacToyiLMee CornaLueHMe, nanpaBHB nMCbis/ieHHoe MSBeoie- 
HMe o6 3TOM npaBMTejibCTBy-flenosMTapMfo. 

fleHOHcaMkiyi CornameHMB 3 tom floroBapHBafOLMenca CiopoHOM 
Bciynaei b CMny no OKOHHaHMM c|3MHaHcoBoro rofla, b KOTopoM 
MCTGKaeT rOflMHHbIM CpOK, CO flH?! M3BeiHeHM51 HpaBHTejIbCTBa- 

flenosMTapMa o6 stom fleHOHcauMM. TaKaa floroBapMBafomayiCB 
CTopoHa flojDKHa B cpoKM, ycTaHOBjieHHbie CoBeTOM, Bbinjia- 
TMTb cyMMy B3HOCOB, onpefleneHHyfo en na cjDMHaHcoBbiM rofl, b 
KOTO pOM flGHOHCaUMB BCiynaGT B CMJiy, a TaiOKG BbinOJIHMTb BCG 
flpyrMG BaaibiG Ha CGöa c|}MHaHcoBbiG oöBaaTGJibCTBa. 

2. Pa3MGp flGHGX<HOM KOMOGHCaMMM florOBapMBaKDlUGMCB 
ClOpOHG, flGHOHCMpOBaBLUGM CorJiaUJGHMG, OnpGflGJiyiGTCJI 
COBGTOM B COOTBGTCTBMM C CyMMOM B3HOCOB 3TOM 
florOBapMBatOlUGMCB ClOpOHbl B yCiaBHblM 4)OHfl OpraHM3aUMM 
C yHGTOM C|DM3MHGCKOrO M MOpajIbHOrO M3HOCa OCHOBHblX 
CpGflCTB. 

flGHGJKHayi KOMnGHcauMyi BbinnaHMBaGTca nocjiG yTBGp>KflGHMa 
COBGTOM OTHGia HO 6lOflX<GTy 3a CfJMHaHCOBblM TOfl, B KOTOpOM 
flGHOHcauMB BCiynaGT b CMJiy. 


Ciaiba 18 

1. HaCTOJIlUGG CorJiaiUGHMG M0>KGT ÖblTb npGKpaiHGHO c 
cornacMJi bcgx floroBapuBaiomMXcyi CiopoH. 

ripGKpaiHGHMG CorJiauJGHMJl 03HaHaGT JIMKBMflaMMfO OpraHM3a- 
MMM. 

nopjlflOK JIMKBMflaUMM OpraHM3aUMM onpGflGJiaGTCa CoBGTOM. 

2. B cJiynaG jiMKBMflaMMM OpraHMaauMM gg ocHOBHbiG cpGflci- 
Ba pGajiM 3 yK)Tcyi, m HjiGnaM OpraHMaauMM Bbin/iaHMBaGicji 
flGHG>KHaa KOMnGHCaUMB B COOTBGTCTBMM C MX flOJlGBblM yHa- 
CTMGM B KanMTanbHbix aaipaiax no cooflaHMio CMCTGMbi cbb 3 m c 
yHGTOM C|}M 3 MHGCKOrO M MOpaJIbHOfO M 3 HOCa OCHOBHblX CpGflCTB. 
HajlMHHblG OÖOpOTHbIG CpGflCTBa, 3 a MCKJIIOHGHMGM HaCTM, 
MflyinGM Ha norauJGHMG oöBaaiGJibCTB OpraHMaauMM, pacnpG- 
flGJi 5 iK}Tca MG>Kfly HjiGHaMM OpraHM 3 a 4 MM nponopuMOHanbHO 
CfiaKTMHGCKM BHGCGHHbIM flGHG>KHblM B 3 HOCaM Ha AGHb JlMKBMfla* 
MMM OpraHM 3 ai 4 MM. 


Ciaiba 19 

Fl3blKaMM OpraHM3aUMM BBJiyitOTCJl aHrJIMMCKMM, MCnaHCKMM, 
pyCCKMM M C|}paHUy3CKMM B3blKM. 

CTGnGHb MCn0Jlb30BaHMa B3blKOB pGlUaGTCB COBGTOM B 3aBMCM- 
MOCTM OT flGMCTBMTGJIbHblX nOTpGÖHOCTGM OpraHM3a4MM. 


Ciaibfi 20 

HaCTOBlAGG Cor/iaiUGHMG OTKpblTO flJIB nOflnMCaHMB flO 
31 flGKaöpB 1972 rofla b ropoflG Mockbg. 

CorJiaUUGHMG nOflJIG^KMT paTMCflMKaUMM. PaiMCjDMKaMMOHHblG rpa- 
MOTbl CflafOTCB Ha XpaHGHMG FlpaBMTGJIbCTBy CCCP, KOTOpOG 
HaaHanaGTCJi b KanGCiBG flGno3MTapMyi HacioainGro CorjiaiuGHMB. 


CiaTbji 21 

CorjiaujGHMG BCiynaGT b CMJiy nocjiG CflanM na xpaHGHMG 
LUGCTM paiMCjDMKaUMOHHblX ipaMOT. 


HöhG dar Tarifa muß auf dam Stand dar in Goldfrankan barach- 
natan Waltdurchschnlttstarlfa sain. Dar Zahlungsmodus für dis 
Fsrnmsidslsistungsn wird vom Rat fsstgslsgt. 


Artikel 17 

1 . Jeder Abkommenspartner kann das vorliegende Abkommen 
kündigen, indem er eine schriftliche Mitteilung hierzu der Depo- 
sitärregierung übersendet. 

Die Kündigung des Abkommens durch diesen Abkommens- 
partner tritt bei Beendigung des Finanzjahres in Kraft, in dem die 
Einjahresfrist vom Tag der Benachrichtigung der Depositärregie- 
rung über diese Kündigung abläuft. Dieser Abkommenspartner 
hat zu den vom Rat festgelegten Terminen die Beitragssumme zu 
zahlen, die ihm für das Finanzjahr berechnet wurde, in dem die 
Kündigung in Kraft tritt, sowie alle anderen von ihm übernomme- 
nen Verpflichtungen zu erfüllen. 

2. Die Höhe des finanziellen Ausgleichs für den Abkommens- 
partner, der das Abkommen kündigt, wird vom Rat in Überein- 
stimmung mit der Summe der Beiträge dieses Abkommens- 
partners am Statutenfonds der Organisation unter Berücksichti- 
gung des physischen und moralischen Verschleißes der Grund- 
mittel festgelegt. 

Der finanzielle Ausgleich wird gezahlt, nachdem der Rat den 
Bericht über das Budget für das Finanzjahr bestätigt hat, in dem 
die Kündigung in Kraft tritt. 


Artikel 18 

1. Das vorliegende Abkommen kann mit Zustimmung aller 
Abkommenspartner außer Kraft gesetzt werden. 

Die Außerkraftsetzung des Abkommens bedeutet die Auflösung 
der Organisation. 

Das Verfahren für die Auflösung der Organisation wird vom Rat 
festgelegt. 

2. Bei Auflösung der Organisation werden ihre Grundmittel 
veräußert, und den Mitgliedern der Organisation wird der finanzi- 
elle Ausgleich in Übereinstimmung mit ihrer anteiligen Beteili- 
gung an den Kapitalinvestitionen zur Schaffung des Nachrichten- 
systems unter Berücksichtigung des physischen und morali- 
schen Verschleißes der Grundmittel gezahlt. Die baren Umlauf- 
mittel, ausgenommen die Mittel für die Tilgung der Verpflichtun- 
gen der Organisation, werden zwischen den Mitgliedern der 
Organisation proportional den tatsächlich bis zum Tage der Auf- 
lösung der Organisation eingebrachten finanziellen Beiträgen 
verteilt. 

Artikel 19 

Die Sprachen der Organisation sind Englisch, Spanisch, Rus- 
sisch und Französisch. 

Der Rat entscheidet in Abhängigkeit von den tatsächlichen 
Bedürfnissen der Organisation, welche Sprachen angewendet 
werden. 

Artikel 20 

Das vorliegende Abkommen liegt bis 31. Dezember 1972 in 
Moskau zur Unterzeichnung aus. 

Das Abkommen unterliegt der Ratifikation. Die Ratifikationsur- 
kunden werden der Regierung der UdSSR, die als Depositär des 
vorliegenden Abkommens bestimmt wird, zur Aufbewahrung 
übergeben. 

Artikel 21 

Das Abkommen tritt in Kraft nach Übergabe von 6 Ratifika- 
tionsurkunden. 
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CraTb« 22 

1 . ripaBMTe/ibcTBo Jifoöoro rocyflapcTBa, hg noflnMcaBLuee 
HacTOBmee CornaiueHMe, mo^kgt npucoeflUHUTbcB k HGMy. B 
3T0M GBynae npaBMTGBbCTBO noflaei Coaery OpraHnaaunn 
o 4 )MUMajibHoe sasB/ieHne o tom, mto oho pasflGBRei ugjim m 
npHHUHnw fleRTG/ibHOCTM OpraHMsauMM M npHHMMaei na cgÖb 
OÖBS aTGBbCTBa, BblieKatOmMG M3 HaCTORLMerO CorXiaiilGHHR. 

2 . AOKyMGHTbl O npHCOGflHHeHMM K Cor/iaLUGHHfO CAafOTCR Ha 
xpaHGHHG npaBMTe/ibcTBy-fleno 3 MTapMK). 

CiaibR 23 

Arr npaBHTG/ibCTB, KOTopbie cflaflyr na xpaneHMG paTM(t)MKa- 
UMOHHbie rpaMOTbl mjim flOKyMGHTbi o npHCOGflHHeHMM nocne 
BCTyn/IGHHR B CMJiy HaCTORLAGrO CorXiaLUGHMR, OHO BCrynMT B 
CMJiy B flGHb CAaHM Ha XpaHGHMG yKaoaHHblX aKTOB. 

CiaTbR 24 

□onpaBKH K HacTORiAery/iy CorRaiuGHHK) BcrynafOT b ckiny ar« 
Ka>KAOM floroBapMBatoiAGHCR CiopoHbi, npMHMMafomePi 3 tm 
nonpaBKM rocrg hx oaoöpghmr AßyMR tpgtrmm AoroeapM- 
BafoiAMXcR CiopoH. BcTynMBLuaR b cMRy nonpaBxa craHOBHTCR 
OÖROaTGRbHOM ARß APyrMX AOfOBapHBafOlAHXCR CrOpOH nOCRG 
npMHRTMR MMM TBKOM RORpaBKH. 

CiaTbR 25 

1 . npaBMTGRbCTBO - Aen03MTapMM HaCTORlAGrO CorRBLUGHHR 
H3BGmaGT BCG AorOBapMBafOlAMGCR ClOpOHbl O RaiG Ka>KAOrO 
noAnkicaHMR, o Aaie CAanM na xpanGHHG Ka>KAoPi paTM4)MKa- 
AMOHHOM rpaMOTbl M KB^KAOfO AOKyMGHia 0 npMCOGAHHGHMM, O 
ABTG BCTynRGHMR B CMRy CorRaUJGHMR, a TaiOKG 0 BCGX APyrMX 
nORyHGHHblX MM yBGROMRGHMRX. 

2 . HacTORLMeG CorRamGHMG ÖyAei BapGrMcipMpoBaHO npaBM- 
TGRbCTB 0 M-Aen 03 MTapMGM B COOTBGTCTBMM CO CTBIbGM 102 
YciaBa OpraHMoauMM Oö'bGAMHGHHbix Hbamm. 

CiaTbR 26 

HaCTORlAGG CorRaiilGHMG, pyCCKMM, aHFRMMCKMM, MCnBHCKMM M 
4)paHAy3CKMM TGKCTbl KOTOpOfO RBRIOTCR pBBHO ayTGHTMHHbIMM, 
öyAei CAaHO Ha xpaHGHMG b apxMBbi npaBMTGRbCTBa-AenoaMTa- 
PMR. AOR>KHblM 06pa30M 3aBGpGHHblG KORMM CorRaillGHMR 
öyAyi npGnpoBo>KAeHbi npaBMTGRbCTBOM-AenoaMiapMGM Aoro- 
BapMBaiOlAMMCR ClOpOHaM. 


Artikel 22 

1 . DIg RegiGrung jedes beliebigen Staates, die das vorliegende 
Abkommen nicht unterzeichnet hat, kann diesem beitreten. In 
diesem Fall übergibt die Regierung dem Rat der Organisation 
eine offizielle Erklärung, daß sie die Ziele und Prinzipien der 
Tätigkeit der Organisation teilt und die aus dem vorliegenden 
Abkommen resultierenden Verpflichtungen übernimmt. 

2. Die Dokumente über den Beitritt zum Abkommen werden 
der Depositärregierung zur Aufbewahrung übergeben. 

Artikel 23 

Für Regierungen, die die Ratifikationsurkunden oder Doku- 
mente über den Beitritt nach Inkrafttreten des vorliegenden 
Abkommens zur Aufbewahrung übergeben, tritt es am Tage der 
Übergabe der erwähnten Urkunden in Kraft. 

Artikel 24 

Korrekturen zum vorliegenden Abkommen treten für jeden 
Abkommenspartner, der diese Korrekturen annimmt, nach Ihrer 
Billigung durch zwei Drittel der Abkommenspartner in Kraft. Die 
in Kraft getretene Korrektur wird für die anderen Abkommens- 
partner bindend, nachdem diese von ihnen angenommen wor- 
den ist. 

Artikel 25 

1. Die Depositärregierung des vorliegenden Abkommens 
benachrichtigt alle Abkommenspartner über das Datum jeder 
Unterzeichnung, über das Datum der Übergabe jeder Ratifikati- 
onsurkunde zum Deponieren und jedes Beltrittsdokuments über 
das Datum des Inkrafttretens des Abkommens sowie über alle 
anderen erhaltenen Mitteilungen. 

2. Das vorliegende Abkommen ist von der Depositärregierung 
in Übereinstimmung mit Artikel 102 der Charta der Organisation 
der Vereinten Nationen registrieren zu lassen. 

Artikel 26 

Das vorliegende Abkommen wird In englischer, spanischer, 
russischer und französischer Sprache, dessen Texte gleich 
authentisch sind, den Archiven der Depositärregierung über- 
geben. In entsprechender Weise werden die beglaubigten Ko- 
pien von der Depositärregierung den Abkommenspartnern über- 
sandt. 


B yAocTOBepeHMG nero HM^KenoAnMcaemMecR, aor^khsim Zur Beglaubigung dessen haben die unten Unterzeichneten, 
oöpasoM Ha TO ynoRHOMOHGHHbie, noAHMcaRM HacTORmee die in der entsprechenden Form dazu bevollmächtigt waren, das 
CorRaujGHMe. vorliegende Abkommen unterschrieben. 

CoBepLUGHO B ropoA© Mockbg 15 HORÖpR 1971 roAa. Ausgeführt in Moskau, 15 . November 1971 . 
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Protokoll 

über die Einbringung von Korrekturen 
in das Abkommen über die Schaffung des internationalen Systems und 
der Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ 

ripoTOKon 

0 BHeceHHM nonpaeoK 

B CornaujeHne o cosflaHHM Me>KflyHapoflHOM cHcieMbi m 
opraHMsauMM KOCMMMecKoPi CBH3M «HHTEPCnyTHMK» 


florOBapMBaHDL^MeCR CTpopOHbl, 

McxoflR M3 ue/ieM M 3aflaH Me^KAVHapoflHOM opraHM3aMMM 
KOCMMHecKOM CBR3M «MHTEPCnyTHMK»; 


npM3HaBaR HeOÖXOAMMOCTb COBepiUeHCTBOBaHMR npaBOBOM 
OCHOBbI AÖJITeJlbHOCTM Me)KAyHapOAHOM OpraHM3aMMM KOC- 
MMHecKoPi CBR3M «HHTEPCnyTHMK»; 


npMHMMaR BO BHMMaHMG cocTORBLUMMCR nepexoA Ha 3Tan 
KOMMepnecKOM sKcnnyaTaunn ynpaejiRGMoPi «MHTEPCnyTHM- 
KOM» CMCTGMbl CnyTHMKOBOM CBR3M; 

COr/iaCM/lMCb BHGCTM CJlGAyiOLAMG Aono/IHGHMR M M3MGHGHMR 
B Cor/iaLUGHMG 0 C03AaHMM MG>KAyHapOAHOM CMCTGMbl M Opra- 
HM3ai4MM KOCMMHGCKOM CBR3M «HHTEPCIiyTHUK» OT 15 HORÖpR 
1971 roAa (Aa/iGG «CorjiaiuGHMG»): 


CTaTbR 1 

BHGCTM CJlGAyJOLLJiMG HOnpaBKM B CTGTbK) 1 CorJiaiUGHMR: 

1 . floöaBMTb B nyHKT 2 c;iGAyK)LAHM aöBau; 

«MHTEPCnyTHUK» RBJIRGTCR OTKpblTOPi MG>KAyHapOAHOM 
opraHM3auMGM. 

2. flOÖaBMTb HOBbIG HyHKTbl 3 M 4 cjiGAyiOLAGro coAep>KaHMR: 

«3. fl;iR uGJiGM HacTORLMGro CorjiauJGHMR: 

«HrGH OpraHM3aMMM» - OBHanaGT flpaBMTGJlbCTBO, A^^ 
KOTOporO HaCTORLAGG CorRaiUGHMG BCTyriMRO B CMJiy; 

«SKCHRyaTauMOHHOG cormiuGHMG» - oBHanaGT SKcn^yaTa- 
UMOHHOG COrJiaiiJGHMG MG)KAyHapOAHOM OpraHMBaUMM KOC- 
MMHGCKOM CBR3M «MHTEPCnyTHMK»; 

«ynacTHMK» - oBHanaGT HaBHanGHHyio Htighom OpraHMBa- 
AMM B COOTBGTCTBMM CO CTaTbGM 2 HaCTORLAGrO CorRaUUGHMR 
OpraHMBaUMK) BRGKTPOCBRBM m/MRM AAMMHMCTpaAMIO CBR3M, 
AJiR KOTOpbix SKcnjiyaTaAMOHHG corjiatAeHMG BCTyriMno b 
cMJiy: 

«Kocmmhgckmm komhrgkc OpraHMBaAMM» - oBHanaGT 
CnyTHMKM CBR3M C pGTpaHCRRTOpBMM, ÖOpTOBbIMM CpGA" 
CTBBMM M HaBGMHbIMM CMCTGMBMM ynpaBTIGHMR, OÖGCHGHM- 
BaiOlAMMM HOpMaJlbHOG 0yHKAMOHMpOBaHMG CnyTHMKOB M 
RB/IRHDLAMXCR COÖCTBGHHOCTbK) OpraHMBGAMM MTIM apGHAy- 
GMblX; 

«ycTaBHbiM KanMTaR» - coöctbghhwm KanMTan OpraHMBa- 
AMM, coBAaeaGMbiM ynacTHMKaMM c AS-nbio oögchghghmr 
A eRTGJibHOCTM OpraHMBaAMM; 

«MMyiAecTBO OpraHMBaAMM» - OBHanaGT bcg, hto b HGBaBM- 
CMMOCTM OT Gro npMpoAbi, Mo>KGT öbiTb oö'bGKTOM npasa 
COÖCTBGHHOCTM, BKJlKDHaR npasa, HpMOÖpGTGHHblG HO KOH- 
TpaKTaM, a TaioKG mhug npaea, AOxoAbi m MHTGpGCbi. 


DiG VGrtragspartGiGn, 

ausgGhGnd von don ZiGiGn und AufgabGn dGr IntGrnationaiGn 
Organisation für kosmischG FGrnnriGldGVGrbindungGn „INTER- 
SPUTNIK“; 

in AnGrkGnnung dar Notwandigkait dar Varvollkommnung 
dar rachtlichan Grundlagan für dia Tätigkait dar Intarnationalan 
Organisation für kosmischa FarnnnGldGvGrbindungGn „INTER- 
SPUTNIK“; 

unter Berücksichtigung des vollzogenen Übergangs zum kom- 
merziellen Betrieb des von „INTERSPUTNIK“ verwalteten 
Systems für kosmische Fernmeldeverbindungen; 

sind übereingekommen, die folgenden Ergänzungen und 
Änderungen in das Abkommen über die Schaffung des inter- 
nationalen Systems und der Organisation für kosmische Fern- 
meldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ vom 15. November 1971 
(nachstehend „Abkommen“) aufzunehmen: 

Artikel 1 

Die folgenden Korrekturen in Artikel 1 des Abkommens einzu- 
bringen: 

1 . In Absatz 2 den folgenden Anstrich hinzuzufügen: 
„INTERSPUTNIK“ ist eine offene internationale Organisation. 

2. Neue Absätze 3 und 4 mit folgendem Inhalt hinzuzufügen: 

„3. Für die Ziele dieses Abkommens: 

„Mitglied der Organisation“ - bezeichnet eine Regierung, für 
die dieses Abkommen In Kraft getreten ist; 

„Betriebsabkommen“ - bezeichnet das Betriebsabkommen 
der Internationalen Organisation für kosmische Fernmelde- 
verbindungen „INTERSPUTNIK“; 

„Signatar“ - bezeichnet eine von einem Mitglied der Orga- 
nisation gemäß Artikel 2 dieses Abkommens benannte 
Organisation für Fernmeldewesen und/oder eine Fernmelde- 
verwaltung, Tür die das Betriebsabkommen in Kraft getreten 
ist; 

„Raumsegment der Organisation“ - bezeichnet Fernmelde- 
satelliten mit Umsetzern, Bordgeräten und terrestrischen 
Steuerungssystemen, die ein ordnungsgemäßes Funktionie- 
ren der Satelliten gewährleisten und Eigentum der Organisa- 
tion oder von der Organisation gemietet sind; 

„Grundkapital“ - ist das Eigenkapital der Organisation, das 
von den Signataren mit dem Ziel der Gewährleistung der 
Tätigkeit der Organisation geschaffen wird; 

„Eigentum der Organisation“ - bezeichnet alles, was unab- 
hängig von seiner Art Objekt des Eigentumsrechts sein kann, 
einschließlich der vertraglich erworbenen Rechte sowie 
anderer Rechte, Einnahmen und Interessen. 
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4. B cooTBeTCTBMM c no/io>KeHMyiMM HacTOHu^ero 
CornaiueHMR saKnioMaeTcyi OKcn/iyarauMOHHoe cornaiueHMe.» 

CxaTb^i 2 

Bhgctm cjieflytoiHMe nonpaBKw b CxaTbK) 2 CorjiaiueHMyi: 

1 . UCKilfOHMTb nyHKTbl 1 M 2. 

2. BKJifOHMTb HOBbie nyHKTbl cjieflyioLnero coflep>KaHHH: 

«1. Ka>KflbiM HneH OpraHM3aunn HasHanaeT HaxoA^^n^e- 
rocR nofl ero fopMCAMKUMeii VHacTHMKa, KOTopbiM noAHM- 
CbiBaei DKcnnyaiauMOHHoe cornaLueHMe. Oahh Hugh Opra- 
HMSaUHM MO>KeT HaSHaHMTb HeCKOnbKO ynaCTHMKOB. 

2. HjieH OpraHHsauMM yaeAOMJiReT b nkicbivieHHOM bmao 
flenosMTapMGB HacTOJiiAGro CornaiuGHMR m OKcnnyaia- 
AMOHHOrO COrjiaUJGHMyi O HaSHaHGHHOM MM ynaCTHMKG MJIM 
ynacTHMKax. 

3. Othoujghmr MG>KAy Haghom OpraHMsauMM m ynacTHM- 
KOM pGryAMpyiOTCA COOTBGTCTByiOLAMM HaAMOHaAbHbIM 
SaKOHOAaTGAbCTBOM. flpM 3TOM HaGH OpraHM3ai4MM AaeT 

ynacTHMKy HGOöxoAHMbie pyKOBOAJiLAMe yKa3aHMA, cobmg- 

CTMMblG C HaUMOHaAbHblM 3aKOHOAaTGAbCTBOM. 

4. Hagh OpraHM3aAMM hg hgcgt otbgtctbghhoctm no 
OÖRGaTGAbCTBaM ynaCTHMKOB.» 

CiaTbA 3 

flonOAHMTb CiaibK) 3 CorAailJGHMR CAGAyiOlAMM nOAO>KGHMGM: 

«no pGKOMGHAaAMM SKCnAyaiaUMOHHOrO KOMMTGia COBGT 
MO>KGT npMHRTb pGLUGHMG O AGpGHOCG MGCTOApGÖblBaHMA Opra- 
HM3aAMM B M3 OAHy M3 cjpaH - Haghob OpraHM3aUMM.» 

CiaTbA 4 

3aMGHMTb B nyHKTG 2 CiaibM 4 CorAamGHMA CAOBa «... y 
Haghob opraHMBauMM, mmgioiamx laKMG CMCTGMbi» na caobo 
«OpraHMBauMGM». 

CjaibA 5 

3aMGHMTb B HGpBOM npGAAO>KGHMM jpGTbGrO BÖBBUB 
CiaTbH 5 CorABLlJGHMA CAOBB «...y GG HAGHOB» HB CAOBO 
«OpraHMBauMGM». 

CiaTbA 6 

riGpGCjDOpMyAMpOBaTb CiaTbK) 6 CorABLUGHMA CAGAyiOLAHM 
oöpaaoM; 

«3anycK m bbiboa hb opÖMiy cnyjHMKOB cbabm, rbarioiamxca 
COÖCTBGHHOCT bK) OpraHMBaUMM, B TBIOKG ynpBBAGHMG MMM HB 
OpÖMTG OCyiAeCTBAAGTCA HaGHBMM OpraHMBaAMM, MMGIOIAMMM 
Ha 3TO COOTBGTCTByKDLAUG CpGACTBB, MAM >KG APyrHMM 
nOAPJIA^HKaMM Ha OCHOBG COOTBGTCTByK3LAMX AOFOBOpOB.» 


CTBTbA 7 

B nyHKTG 2 CxaTbM 10 caobb «floroaapMBaioLAMXCA CxopoH, 
paBHO KBK florOBapMBaiOlAMGCA CTOpOHbl HG OTBGMBIOT HO 
OÖABaTGAbCTBBM OprBHMBaMMM» BBMGHMTb HB CAOBB «HaGHOB 

OpraHMBauMM, paBO kbk Haghbi OpraHMcaAMM hg otbghbiot no 
OÖABaTGAbCTBaM OpraHMCBAMM». 

CTBTbR 8 

Bhgctm CAGAyKDiqMG nonpaBKM b cxaTbK) 1 1 CorAaujGHMA: 

1. B nGpBOM aöaauG nyHKxa 1 caobb «pyKOBOACTBa Ae^iTGAb- 
HOCTbK)» BBMGHMTb HB CAOBB «OCyiAGCTBAGHMA AÖ^TGAbHO- 
CTM». 


4. GGmäß dGn BGStimmungGn diGSGs AbkommGns wird Gin 
BGtriGbsabkommGn gGschlossGn.“ 

ArtikGl 2 

DiG folgGndGn KorrGkturGn in ArtikGl 2 diGSGs AbkommGns Gin- 
zubringGn: 

1 . DiG AbsätzG 1 und 2 zu strGichGn. 

2. Ngug AbsätzG mit foigGndGm Inhalt aufzunGhrnan: 

„1 . JedGs Mitglied der Organisation benennt einen unter sei- 
ner Hoheit stehenden Signatar, der das Betriebsabkommen 
unterzeichnet. Ein Mitgiied der Organisation kann mehrere 
Signatare benennen. 

2. Das Mitglied der Organisation setzt die Verwahrer dieses 
Abkommens und des Betriebsabkommens schriftlich über 
die von ihm benannten Signatare in Kenntnis. * 

3. Die Beziehungen zwischen dem Mitgiied der Organisati- 
on und dem Signatar werden vom entsprechenden inner- 
staatlichen Recht geregelt. Dabei gibt das Mitglied der Orga- 
nisation dem Signatar die notwendigen Leitlinien vor, die mit 
dem innerstaatlichen Recht in Einklang stehen. 

4. Das Mitglied der Organisation ist nicht haftbar für Ver- 
pfiichtungen der Signatare.“ 

Artikei 3 

Artikel 3 des Abkommens durch die folgende Bestimmung zu 
ergänzen: 

„Auf Empfehlung des Betriebskomitees kann der Rat be- 
schließen, den Sitz der Organisation in eines der Mitgliedsländer 
der Organisation zu verlegen.“ 

Artikel 4 

In Artikel 4 Absatz 2 des Abkommens die Worte „... bei den 
Mitgliedern der Organisation, die solche Systeme besitzen“ 
durch die Worte „von der Organisation“ zu ersetzen. 

Artikel 5 

In Artikel 5 Anstrich 3 Satz 1 des Abkommens die Worte 
„... bei ihren Mitgliedern“ durch die Worte „von der Organisation“ 
zu ersetzen. 

Artikel 6 

Artikel 6 des Abkommens folgendermaßen umzuformulieren; 

„Der Start und die Beförderung von Fernmeldesatelliten, die 
Eigentum der Organisation sind, auf die Umlaufbahn sowie deren 
Steuerung auf der Umlaufbahn erfolgen durch die Mitglieder der 
Organisation, die hierfür die entsprechenden Mittel haben, oder 
durch andere Auftragnehmer auf der Grundlage entsprechender 
vertraglicher Vereinbarungen.“ 

Artikel 7 

In Artikel 10 Absatz 2 die Worte „der Abkommenspartner 
ebenso wie die Abkommenspartner nicht für die Verpflichtungen 
der Organisation verantwortlich sind“ durch die Worte „der Mit- 
glieder der Organisation ebenso wie die Mitglieder der Organisa- 
tion nicht für die Verpflichtungen der Organisation verantwortlich 
sind“ zu ersetzen. 

Artikel 8 

Die folgenden Korrekturen in Artikel 1 1 des Abkommens auf- 
zunehmen; 

1 . In Absatz 1 Satz 1 die Worte „Leitung der Tätigkeit“ durch die 
Worte „Ausübung der Tätigkeit“ zu ersetzen. 
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2. BjiioHMTb B nyHKT 1 HOBbiPi aösau, noMecTMB ero Me>Kfly 
aöaaqaMM «Cobgt» m «flkipeKUMB»: 

«3KcnnyaTauM0HHbiM kommtgt - opraH OpraHMaaqMM, ocy- 
LMGCTBriBIOLMMPi OnGpaiHBHOG paCCMOTpGHMG M pGUJGHMG 
BonpocoB flGBTGnbHocTM OpraHMsauMM.» 

3. UcKjiioHMTb nocnGflHUM aöaaq nyHKia 1 . 

4. McKniOHMTb nyHKT 2. 

5. M3jio>KHTb nyHKT 4b hoboh pGAaKMHH: 

«Cobgt m 3KcnjiyaTai4H0HHbiM Kommtgt b paMKax cbogh 
KOMnGTGHUHM MOPyT yHpG>KflaTb BcnoMoraTGnbHbiG OpraHbl, 
KOTOpbIG HGOÖXOflMMbl flJIB OCyiMGCTBAGHHB UGTIGM HaCTOBlUG- 
ro CornaujGHHB m 3KcnjiyaTai4MOHHoro cornaujGHMB.» 

6. flonoAHHTb CJiGflyiOLAMM nyHKT 5: 

«5. 3acGflaHMB opranoB OpraHHsauHM MoryT npoBOflHTbCB 
HG TOnbKO Ha TGppMTOpHM HaGHOB OpraHMSaUMM, HO M B 
nioöoM flpyroM mgctg, KOTopoG, no mhghmio OpraHHsauMM, 
ÖOAGG CnoCOÖCTByGT GG flGBTGAbHOCTM.» 

CTaTbB 9 

BhGCTH CAGAyiOLMMG nonpaBKM B CTaTblO 12 CorAaUIGHHB: 

1. B nyHKTG 3 BCTaBMTb nocAG cnoB «Haghb OpraHMsauMM« 
cnoBa «3KcnAyaTai4HOHHoro Kommtgtb». 

2. B nyHKTG 4 CHBTb BTopoPi aöaau. 

3. nyHKT 6 M3AO>KMTb B CJlGAyiOLAGM pGAaKUHM: 

«6. B KOMnGTGHMMio CoBGTa bxoamt: 

6.1. npMHBTMG pGUJGHMM 00 BOOpOCGM OÖLAßM nOAMTMKM M 
AonrocpoHHbix mgagm OpraHM3i4MM, b tom hmcag no 
BOnpOCaM pGryAMpOBaHMB M HGAMCKpMMMHaUMOHHOrO 
AOCTyna K KOCMMHGCKOMy KOMOAGKCy; 

6.2. OCyiAGCTBAGHHG KOHTpOAB 3a BblOOAHGHMGM nOAO>KGHMM 
HacTOBLAGro CornaujGHMB h 3KcnAyaTai4MOHHoro 
corAaiuGHMB; 

6.3. OÖGCnGHGHMG COOTBGTCTBMB AÖ^TGAbHOCTM OpraHM3a- 
UHM UGABM H npHHMMOaM VCTaBG OOH, a TaiOKG 
nono>KGHMBM Aioöoro Apyroro MG^KAynapoAHoro 
AoroBopa, c KOTopbiM OpraHM3ai4MB CTanoBHTCB 
CBB3aHH0M B COOTBGTCTBHM C GG pGliJGHMGM; 

6.4. npHHBTHG pGLUGHHM HO pGKOMGHAaUMBM 3KCnAyaTa- 
MHOHHOrO KOMMTGTa; 

6.5. pacCMOTpGHMG M OAOÖpGHHG G>KGrOAHOrO OTHGTB 
3KcnAyaTai4noHHoro kommtgtb o Gro AeBTGAbHoCTH; 

6.6. pacCMOTpGHHG H OAOÖpGHHG G>KGrOAHOrO OTHGTB P GHG- 
panbHoro AMpGKTopa o Ae^iGAbHocTM OpraHM3ai4MM; 

6.7. npMHBTMG COÖCTBGHHblX OpaBHA OpOUGAypbi; 

6.8. OnpGAeAGHHG rGOrpacf)HMGCKHX pGrMOHOB, OT KOTOpblX, 
HcxoAB M3 npMHAMna cnpaBGAJiMBoro rGorpa4)MHGCKoro 
npGACTaBHTGAbCTBa, B 3KcnAyaTaMH0HHbiM Kommtgt 

MBÖMpaGTCB COOTBGTCTByiOmGG KOAMHGCTBO HAGHOB 
3KcnAyaTai4MOHHoro kommtgtb ot 3tmx popmohob; 

6.9. npMHBTMG PGUJGHMM 00 BOOpOCGM, KacaiOLAMMCB OCfjM“ 
MMaAbHbix OTHOUJGHMM OpraHMBauMM c rocyAapCTBGMM, 

HG3aBMCMM0 OT TOPO, BBABIOTCB AM OHM GG HaGHGMM, M 
MG>KAyHapOAHblMM OpPaHM3ai4MBMM; 

6.10. npMHBTMG PGILIGHMM 0 OORpaBKaX K HaCTOBLAGMy 
CoPAaiilGHMK) MAM K 3KCnAyaTai4MOHHOMy COPAaUIGHHIO;«. 

4. nyHKT 7 M3A0>KMTb B CAGAyiOLAGM pGAaKUMMI 

«7. Cobgt aoajkgh CTpGMMTbCB k TOMy, HTOöbi gpo pglaghmb 
npMHMMaAMCb GAUHOPAaCHO. EcAM 3T0P0 HG ÖyABT AOCTMPHy- 
TO, PGUJGHMB COBGTG CHMTGIOTCB OpMHBTblMM, KOPAa 3a HMX 

noAano hg mghgg Aßyx tpgtgm poaocob npMcyrcTByioLAMx m 
poAocyioLAMx Haghob OppaHMoauMM. npMHBTbiG pgujghmb 
BBABIOTCB OÖBBaTGAbHbIMM A/IB BCGX HaGHOB 0pPaHM3ai4MMIO. 


2. In Absatz 1 zwlschan dan Anstrichan „Rat“ und „Diraktion“ 
Ginan nauan Anstrich aufzunshmsn: 

„Das BGtriGbskomitGG als Organ dar Organisation, das dis 
opsrativs Bshandlung und Lösung von Fragsn bszügiich dsr 
Tätigksit dsr Organisation vornimmt.“ 

3. Dsn Istztsn Anstrich aus Absatz 1 zu strsichcn. 

4. Absatz 2 zu strsichsn. 

5. Absatz 4 in sinsr nsusn Fassung darzuiegsn: 

„Dsr Rat und das Bstrisbskomitss könnsn im Rahmsn ihrsr 
Zuständigksit Hiifsorgans schaffsn, dis zur Vsrwirklichung 
dsr Zisls dissss Abkommsns und dss Bstrisbsabkommsns 
srfordsrlich sind.“ 

6. Dsn folgsndsn Absatz 5 zu srgänzen: 

„5. Dis Tagungsn dsr Organs dsr Organisation könnsn nicht 
nur auf dsm HohGitsgcblGt der MitgüGder dsr Organisation, 
sondsrn auch an jsdsm andsrsn Ort, dsr nach Msinung dsr 
Organisation ihrs Arbsit bssssr fördsrt, durchgsführt wsrdsn.“ 

Artiksi 9 

Foigsnds Korrsktursn in Artiksi 12 dss Abkommsns aufzu- 
nshmsn: 

1 . In Absatz 3 nach dsn Wortsn „Mitglisds dsr Organisation“ dis 
Worts „dss Bstrisbskomitsss“ sinzufügsn. 

2. In Absatz 4 dsn zwsitsn Anstrich zu strsichsn. 

3. Absatz 6 in dsr folgsndsn Fassung darzulsgsn: 

„6. Zur Zuständigksit dss Ratss gshört: 

6.1 . dis Annahms von Bsschlüsssn zu Fragsn dsr allgsmsi- 
nsn Politik und dsr langfrlstigsn Zisls dsr Organisation, 
daruntsr auch zu Fragsn dsr Rsgulisrung und dss dis- 
kriminisrungsfrsisn Zugangs zum Raumssgmsnt; 

6.2. dis Kontrolls dsr Erfüllung dsr Bsstimmungsn dissss 
Abkommsns und dss Bstrisbsabkommsns; 

6.3. dis Gswährlsistung dsr Übsrsinstimmung dsr Tätigksit 
dsr Organisation mit dsn Zisisn und Grundsätzsn dsr 
Satzung dsr UNO sowis mit dsn Bsstimmungsn jsdes 
andsrsn völksrrschtlichsn Vsrtrags, an dsn dis Organi- 
sation sntsprschsnd ihrsr Bsschlüsss gsbundsn ist; 

6.4. dis Annahms von Bsschlüsssn zu Empfshlungsn dss 
Bstrisbskomitsss; 

6.5. dis Prüfung und Bsstätigung dss Jahrssbsrichts dss 
Betrisbskomitsss übsr ssins Tätigksit; 

6.6. dis Prüfung und Bsstätigung dss Jahrssbsrichts dss 
Gsnsraldirsktors übsr dis Tätigksit dsr Organisation; 

6.7. dis Annahms dsr Gsschäftsordnung; 

6.8. dis Fsstlsgung dsr gsographischsn Rsgionsn, aus 
dsnsn, ausgehend vom Prinzip der gerechten geogra- 
phischen Vertretung, die entsprechende Anzahl von 
Mitgliedern des Betriebskomitees aus diesen Regionen 
in das Betriebskomitee gewählt wird; 

6.9. die Annahme von Beschlüssen zu Fragen, die die offizi- 
ellen Beziehungen der Organisation zu Staaten betref- 
fen, unabhängig davon, ob diese Mitglieder der Organi- 
sation sind, sowie zu internationalen Organisationen; 

6.10. die Annahme von Beschlüssen zu Korrekturen zu die- 
sem Abkommen oder zum Betriebsabkommen;“. 

4. Absatz 7 in der folgenden Fassung darzulegen: 

„7. Der Rat soll bestrebt sein, seine Beschlüsse einstimmig 
zu fassen. Wird dies nicht erreicht, gelten die Beschlüsse des 
Rates als angenommen, wenn sie mindestens zwei Drittel der 
Stimmen der anwesenden und abstimmenden Mitglieder der 
Organisation erhalten haben. Die angenommenen Beschlüsse 
sind verbindlich für alle Mitglieder der Organisation. 
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PeujeHMe, HecornacMe c KOTopbiM ciano HenocpeACTeeHHOM 
npMHMHOM, noöyflMBLueM HneHa OpraHMsaMMM k Bbixofly m 3 
OpraHMsaMMM, hg BB/iaeTca oöaaaTenbHbiM flna aroro 
HjiGHa OpraHMsaMMM. 

PglUGHHB 06 M3MeHeHMBX fleMCTByHDLAGM CTpyKTypbl MJIM 
OCHOBHblX MGJIGM OpraHM3aUMM MOryT ÖblTb npMHBTbl Jirnub c 
oöLAero corjiacMB Hjighob OpraHM3aMMM. B’onpoc o tom, 
BHOCBTCB nn peUJeHHGM COBGia M3MeHeHMS1 CTpyKTypbl MJIM 
OCHOBHblX uejiGM OpraHM3auMM, pGiuaeTcs b nopaflKe, ycTa- 
HOBJIGHHOM B nepBOM aÖOaUG nyHKTa 7 HaCTOSLAGM 
CTaTbM.» 

5. UCKJllOHMTb nyHKT 9. 

CTaTbs 10 

BKJiiOHMTb HOByK) CTaTbK) 12bis cjiGflyiomero C0Aep>KaHMB: 
«CTaTbs 12bis 

1. 3KcnjiyaTauM0HHbiM kommtgt bbabgtcb opranoM Opra- 

HMOaUMM, OCyiAGCTBABIOLAMM OOGpaTMBHOG paCCMOTpGHMG M 

pGLUGHMG BOnpOCOB AeJ^TGHbHOCTM OpraHM3aUMM. 

HAGHOM KOMMTGTa MO)KGT ÖblTb AIOÖOM VMaCTHMK. 

2. 3KCnAyaTaUM0HHblM kommtgt BbinOAHBGT CAGAyiOLAMG 

cJjyHKUMM: 

2.1. paCCMBTpMBaGT M yTBGp>KAaGT MGpOnpMBTMB HO C03Aa- 
HMK), npMOÖpGTGHMK) MAM apGHAO, a TaK)KG SKClIAyaTaUMM 
KOCMMMGCKOrO KOMHAGKCa; 

2.2. yTBGp)KAaGT AAaHbl pa3BMTMA M COBGpliJGHCTBOBaHMA 
CMCTGMbi CBA3M OpraHMoauMM; 

2.3. OnpGAGAAGT TGXHMHGCKMG TpGÖOBaHMA Ha CnyTHMKM CBA3M 
OpraHM3aMMM; 

2.4. paccMaTpMBaGT m yTBGp>KAaGT nporpaMMy aanycKa na 
opöMTy cnyTHMKOB CBA3M OpraHM3auMM; 

2.5. yTBGp>KAaGT riAan pacnpGAeAGHM« KanaAOB cba3m MG>KAy 
HAGHaMM OpraHM3aUMM M YnaCTHMKaMM, a TaK>KG KpMTG- 
PMM MCn0Ab30BaHMA KOCMMHGCKOfO KOMAAGKCa OpraHMOa- 
UMM ApyrHMM nOTpGÖMTGAAMM M nOpAAOK BblAaHM 
paapGLUGHMM Ha TaKOG MCn0Ab30BaHMG; 

2.6. OnpGAeAAGT TGXHMHGCKMG TpGÖOBaHMA, npMMGHAGMbIG K 
3GMHblM CTaHUMAM, OnpGAeAAGT nOpAAOK BblAaHM 
paapGüJGHMM Ha aKcnAyaTauMio 3GMHbix CTanuMM; 

2.7. OnpGAeAAGT COOTBGTCTBMG TGXHMHGCKMM TpGÖOBaHMAM 
3GMHblX CTanqMM, npGA'bABAAGMblX AAA BKAKDHGHMA B 
CMCTGMy CBA3M OpraHM3auMM; 

2.8. co3AaGT, B CAynaG hgoöxoahmoctm m b npGAeAax cbogm 

KOMAGTGHUMM, BCnOMOraTGAbHbIG OpraHbl, a TaK>KG npO’ 
BOAHT CnGMMaAM3MpOBaHHblG COBGLAaHMA, 

2.9. yTBGp>KAaGT cTpyKTypy m ujTaTbi Ampgkumm, ä TaioKG 
AOKyMGHTbl, pGryAMpyiOLAMG AaaTGAbHOCTb flMpGKUMM; 

2.10. yTBGp)KAaGT AAaH paöoTbl OpraHM3aMMM Ha npGA- 
CTOALAMM KaAGHAapHbIM TOA; 

2.11. npMHMMaGT ctJMHaHcoByio noAMTMKy OpraHM3ai4MM, pac- 
CMaTpMBaGT M yTBGp)KAaGT ct)MHaHCOBbiG opaBMAa, 
G>KGrOAHblM 6|0A>KGT M G>KGr0AHblG C})MHaHCOBblG OTHGTbl, 
onpGAeAAGT TapMCjD 3a napGAany gamhmu MHCjDOpMauMM 
MAM CTOMMOCTb apGHAbl KGHGAa Ha CnyTHMKaX CBA3M 
OpraHM3aUHM, a TaK>KG npMHMMaGT PGUJGHMA no BCGM 
ApyrMM ctJMHaHcoBbiM BonpocaM, b tom hmcag no Bonpo- 
caM AOAGBoro ynacTMA m nopGpacnpGAGAGHMA aoagm 
B3Hoca; 

2.12. onpGAeAAGT pa3MGp VcTaBHoro KanMTana; 

2.13. npMHMMaGT pGLUGHMA AO OÖpaiAGHMK) 3a KpGAHTaMM B 
COOTBGTCTByHDlAMG HaUMOHBAbHblG M MG>KAyHapOAHblG 
ÖaHKOBCKMG MHCTMTyTbl, a TaK>KG AO yCAOBMAM npMBAGHG- 
HMA APyrMX BHGLUHMX CpGACTB CjDMHaHCMpOBaHMA; 

2.14. paCCMaTpMBaGT M yTBGp)KAaGT OTHGTbl PGHGpaAbHOrO 
AMpGKTOpa 0 AaaTGAbHocTM OpraHM3auMM; 


Ein BGSchluß, dassan Ablahnung dar dirakta Grund dafür ist, 
daß Gin Mitgliad dar Organisation zum Austritt aus dar Organi- 
sation varanlaßt wird, ist für diasas Mitglied dar Organisation 
nicht varbindlich. 

BaschlüssG übar Ändarungan dar gültigan Struktur odar 
grundlagandar Ziala dar Organisation könnan nur mit allga- 
mainar Zustimmung dar Mitgliadar dar Organisation anga- 
nomman wardan. Dia Fraga, ob durch ainan Ratsbaschluß 
Ändarungan dar Struktur odar grundlagandar Ziala dar Orga- 
nisation aingabracht werdan, wird gemäß dem in Absatz 7 
Anstrich 1 dieses Artikels festgelegten Verfahren entschieden.“ 


Artikel 10 

Einen neuen Artikel IZ^is mit folgendem Inhalt aufzunehmen: 
„Artikel 12bis 

1 . Das Betriebskomitee ist das Organ der Organisation, das 
die operative Behandlung und die Lösung von Fragen bezüglich 
der Tätigkeit der Organisation vornimmt. 


Mitglied des Komitees kann jeder Signatar sein. 

2. Das Betriebskomitee erfüllt folgende Funktionen: 

2.1. Es prüft und bestätigt Maßnahmen zur Schaffung, zum 
Erwerb oder Anmieten sowie zum Betrieb des Raum- 
seg ments; 

2.2. Es bestätigt die Pläne zur Entwicklung und Verbesserung 
des Fernmeldesystems der Organisation; 

2.3. Es legt die technischen Anforderungen an Fernmeldesatel- 
liten der Organisation fest; 

2.4. Es prüft und bestätigt das Programm für die Beförderung 
von Fernmeldesatelliten der Organisation auf die Umlauf- 
bahn; 

2.5. Es bestätigt den Plan für die Verteilung der Fernmelde- 

kanäle zwischen den Mitgliedern der Organisation und den 
Signataren sowie die Kriterien für die Nutzung des Raum- 
segments der Organisation durch andere Nutzer und das 
Verfahren für die Erteilung von Genehmigungen für diese 
Nutzung; . 

2.6. Es legt die technischen Anforderungen an die Erdfunk- 
stellen sowie das Verfahren für die Erteilung von Genehmi- 
gungen für den Betrieb von Erdfunkstellen fest; 

2.7. Es legt fest, ob die Erdfunkstellen, die an das Fernmelde- 
system der Organisation angeschlossen werden sollen, 
den technischen Anforderungen entsprechen; 

2.8. Es gründet bei Bedarf und im Rahmen seiner Zuständigkeit 
Hilfsorgane und führt spezielle Tagungen durch; 

2.9. Es bestätigt die Struktur und den Stellenplan der Direktion 
sowie die Dokumente, die die Tätigkeit der Direktion regeln; 

2.10. Es bestätigt den Arbeitsplan der Organisation für das 
bevorstehende Kalenderjahr; 

2.1 1 . Es beschließt die Finanzpolitik der Organisation, prüft und 
bestätigt die finanziellen Regelungen, den jährlichen Haus- 
halt und die jährlichen Finanzberichte, es legt die Gebühren 
für die Übertragung von Informationseinheiten oder die 
Kosten für das Mieten eines Kanals auf den Fernmelde- 
satelliten der Organisation fest, es nimmt Beschlüsse zu 
allen anderen finanziellen Fragen an, darunter auch zu 
Fragen der anteiligen Beteiligung und Umverteilung der 
Anteile der Einlage; 

2.12. Es bestimmt die Höhe des Grundkapitals; 

2.13. Es nimmt Beschlüsse zur Beantragung von Krediten in den 
entsprechenden nationalen und internationalen Bankinsti- 
tuten sowie hinsichtlich der Bedingungen, zu denen ande- 
re äußere Finanzierungsmittel hinzugezogen werden, an; 

2.14. Es prüft und bestätigt die Berichte des Generaldirektors 
über die Tätigkeit der Organisation; 


5. Absatz 9 zu streichen. 
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2.15. naönpaeT npeAceAaiejui m nneHOB PeBnanoHHOM kommc- 
cm, yTBep>KflaeT nopjiflOK paöOTbi stom kommccmm m ee 
OTMei; 

2.16. npuHMMaer nonpaBKn k GKcn/iyaiaunoHHOMy cornaujeHUK) 
M npeflciaB^BeT nx Ha nOATBep>KfleHMe Cobgtom; 

2.17. e>KerOAHO npeACTaB/iBei CoBery AOKnaAbi o CBoen Ae^i- 
TenbHOCTM; 

2.18. HaaHanaeT apöMipa b cnynajix, KorAa OpraHMsauMB 
BbiCTynaej CTopoHOM b Ap6MTpa>Ke; 

2.19. onpeAe^JieT m npoBOAHT nonmHKy OpraHi/iaauMM no 
BonpocaM aaiAMTbi MHTenneKTyanbHoPi m npoMbiiuneHHOM 
COÖCTBGHHOCTM HG M306pGTGHMB M TGXHMHGCKyK) MHC(30p- 

MauMK), cosAaHHbiG B pGsyjibTaTG AösiTGnbHOCTM Opra- 
HMsauMM \An\A no KOHipaKiaM c hgm; 

2.20. KOHTpOAMpyGT Ae^^TGnbHOCTb flMpGKUMM; 

2.21 . npMHMMaGT coöcTBGHHbiG npaBMna npOAGAPbi; 

2.22. OCyLAeCTBflBGT nnDÖblG APyrUG CtjyHKUMM, B03n0>KGHHblG 
Ha HGro njoöOM mhom CraibGM nacTOBLAGro CornatuGHHB 
MnM SKcnnyaiauMOHHOro cornaiuGHMFi, a TaK>KG nKDÖbiG 
APyrMG CjjyHKMMM, HGOÖXOAHMblG P,n9\ AOCTM>KGHMJl AGnGM 

OpraHi/iaauMM.» 

CiaibB 11 

BHGCTM CAGAIOLAMG M3MGHGHMH B CTGTbK) 13 Cor/lGLUGHHJi: 

1. B nyHKTG 2 l/ICKnKDHMTb CnOBG «AeMCTByjl HG npMHMMnaX 
GAMHOHananMB». 

2. riyHKT 3 M3nO?KMTb B HOBOM pGAaKMMVi; 

«fGHGpanbHblM AUpGKTOp OTBGTCTBGHGH HGpGA COBGTOM M 

3KcnnyaTaMM0HHbiM Kommtgtom m AöMCTByGT b npGAenax 

CBOMX nOnHOMOHMM, M B 3T0M CBOGM AGJlTGnbHOCTM ^ pyKO- 
BOACTByGTCB pGLUGHMBMM CoBGia M GKcnnyaTauMOHHoro 
KOMMTGTa.» 

3. B nyHKTG 4 HyiviGpauMto noAnynKTOB o6o3HaHMTb cootbgtct- 
BGHHO «4.1., 4.2., 4.3. ...» M M3MGHMTb MX CnGAyHDLAMM OÖpG- 
30m: 

a) AOnonHMTb nOAnyHKT 1 cnOBGMM: «m GKcnnyaiaMMOHHOro 
Kommtgtg», 

6) B nOAnyHKTG 2 MCKHHDMMTb CHOBa «C GAMMHl^CTpaAMBMM 
CBB3M, npOGKTHbIMM OpraHMBGAMBMM M npOMblLUJlGHHblMM 
npGAnpMBTMBMM Hjighob OpraHMGauMM», 

b) b noAnyHKTG 4 nocnG cnOBa «aaKnKDHGGT» BCiaBMib 
CnOBa «OT MMGHM OpraHMBGAMM», 

r) B nOAnyHKiax 5 m 7 aaMGHMTb cootbgtctbghho cnOBa 
«CoBGTa», «CoBGiy» Ha «GKcnnyaiaMMOHHOro Kommtg- 
ra», M «3KcnnyaTaMMOHHOMy KoMMiGiy», 

A) b noAnyHKTG 6 nocnG cnoBa «CoBGTy» AOöaBMTb cnoBa 
«M 3KcnnyaTaMM0HH0My KOMMTGTy» m aaMGHMTb cnoBO 
«flMpGKAMM» Ha «OpraHMOaUMM», 

g) noAnyHKT 8 AononHMTb cnOBaMM: «... 3KcnnyaTaMMOHHoro 
Kommtgtg m mx BcnoMOraTGnbHbix opraHOB». 

4. B nyHKTG 5 AOöaBMTb cnGAyKDLAywD cjDpaay: 

«fGHGpanbHblM AnpeKTOp MGÖMpaGTCn COBMGCTHO COBGTOM 
M 3KcnnyaTai4MOHHbiM kommtgtom, KOTopbiG b cnyHaG 
HGOÖXOAMMOCTM MOryT 0T03BaTb GfO C 3T0r0 nOCTB.» 

5. riyHKT 6 nGpGcjDopMynMpOBaTb cnGAyiOLAMM oöpaaoM: 

«riGpCOHan flMpGKUMM KOMOnGKTyGTCB, MCXOA^ M3 TpGÖOBB- 
HMM Gro npOCj3GCCMOHanbHOM KOMnGTGHTHOCTM, - M3 
rpa>KAaH rocyAapcTB, npaBMTGnbCTBa KOTopux BBnnHDTcn 
HnGHGMM OpraHM3ai4MM, c yHGTOM npMHAMna cnpaBGAnMBO- 
ro TGorpacjDMMGCKoro npGACTaBMTGnbCTBa, - a tgiokg, npM 
HGOÖXOAMMOCTM M B nOpBAKG MCKnKDHGHMB, M3 rpa>KAaH 
rocyAapcTB, npaBMTGnbCTBa KOTopbix hg nBnnHDTcn HnGna- 
MM OpraHM3aUMM.» 


2.15. Es wählt dGn VorsitzGndGn und diG MitgliGdGr dGr RGvisions- 
kommission und bGStätigt diG GGSChäftsordnung diGSGr 
Kommission sowiG dGrGn BGricht; 

2.16. Es nimmt Korrsktursn zum BGtriGbsabkommGn an und lagt 
diGSG dam Rat zur Bastätigung vor; 

2.17. Es lagt dam Rat jährlich Barichta übar saina Tätigkait 
vor; 

2.18. Es banannt ainan Schiadshchtar in Fällan, wann dia Orga- 
nisation als Partai im Schiadsgaricht auftritt; 

2.19. Es bGstimmt und raalisiart dis Politik der Organisation hin- 
sichtlich des Schutzes des geistigen und gewerblichen 
Eigentums an Erfindungen und technischen Informationen, 
die als Ergebnis der Tätigkeit der Organisation oder auf der 
Grundlage von Verträgen mit ihr geschaffen wurden; 

2.20. Es kontoliiert die Tätigkeit der Direktion; 

2.21 . Es beschiießt seine Geschäftsordnung; 

2.22. Es nimmt jede andere Funktion wahr, die ihm durch jeden 
anderen Artikei dieses Abkommens oder des Betriebs- 
abkommens auferiegt wird sowie jede andere Funktion, die 
für das Erreichen der Ziele der Organisation erforderlich 
ist.“ 

Artikei 11 

In Artikel 13 des Abkommens folgende Änderungen aufzu- 
nehmen: 

1. In Absatz 2 die Worte „wird nach dem Prinzip der Einzellei- 
tung tätig“ zu streichen. 

2. Absatz 3 in neuer Fassung darzulegen: 

„Der Generaldirektor ist gegenüber dem Rat und depn 
Betriebskomitee verantwortlich und wird im Rahmen seiner 
Vollmachten tätig; bei dieser Tätigkeit läßt er sich von den 
Beschlüssen des Rates und des Betriebskomitees leiten.“ 

3. In Absatz 4 die Numerierung der Ziffern entsprechend mit 
„4.1., 4.2., 4.3. ...“ zu bezeichnen und die Ziffern folgender- 
maßen zu ändern: 

a) Ziffer 1 mit den Worten „und des Betriebskomitees“ zu 
ergänzen, 

b) in Ziffer 2 die Worte „mit den Fernmeldeverwaltungen, 
den Projektierungsorganisationen und den Industrie- 
betrieben der Mitglieder der Organisation“ zu streichen, 

c) in Ziffer 4 nach dem Wort „Verträge“ die Worte „im 
Namen der Organisation“ einzufügen, 

d) in den Ziffern 5 und 7 entsprechend die Worte „dem Rat“ 
und „dem Rat“ durch die Worte „dem Betriebskomitee“ 
und „dem Betriebskomitee“ zu ersetzen, 

e) in Ziffer 6 die Worte „beim Rat“ durch die Worte „und 
beim Betriebskomitee“ zu ergänzen und das Wort „Direk- 
tion“ durch „Organisation“ zu ersetzen, 

f) in Ziffer 8 die Worte „des Betriebskomitees und ihrer 
Hilfsorgane“ einzufügen. 

4. In Absatz 5 folgenden Satz hinzuzufügen: 

„Der Generaldirektor wird gemeinsam vom Rat und vom 
Betriebskomitee gewählt, die ihn gegebenenfalls auch des 
Postens entheben können.“ 

5. Absatz 6 folgendermaßen umzuformulieren: 

„Das Personal der Direktion setzt sich, ausgehend von den 
Anforderungen seiner fachlichen Kompetenz, aus Staatsan- 
gehörigen der Staaten zusammen, deren Regierungen Mit- 
glieder der Organisation sind, unter Berücksichtigung des 
Prinzips der gerechten geographischen Vertretung, und 
gegebenenfalls und im Ausnahmefall aus Staatsangehörigen 
von Staaten, deren Regierungen nicht Mitglieder der Organi- 
sation sind.“ 
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CraTb?? 12 

BHecTM cjieflyiOLMMe M3MeHeHnyi e CiaTbio 1 4 CornaiueHMyi: 

1. CjiOBO «CoaeTOM» b nyHKie 1 saMeHMib Ha cjioBa «3kc- 
njiyaiauMOHHbiM KoMMieiOM». 

2. B nyHKTe 3 cjioaa «npeAciaB/iBeTCB CoBeiy» saMeHMTb 
cnoBaMM «yTBep>KflaeTCB OKcnjiyaTauMOHHbiM KoMMieTOM». 

CraibB 13 

CiaibK) 15 CorjiaiueHMB M3;io?KMTb b cneflyioLAeM peAaKUMM: 

«1 . fljiB oSecneneHMB Ae^TejibHOCTM OpraHHaauMM co3AaeTCB 

ycTaBHbiPi Kanman, c|30pMMpyeMbiPi H3 b3hocob ynacTHMKOB. 

2. 3a CMei b3hocob b ycTasHbiM KanMian nOKpbiBaioTCB, b tom 

Mepe, B KOTopoM 3Kcn;iyaTai4MOHHbie nociyn/ieHMB bbjibiotcb 

HeAOCTaioHHbiMH A-nyi 3ToPi uejiH, cjieAyK>LAne pacxoAbi Opra- 

HM3ai4MM: 

a) PacxoAbi Ha HayMHO-MccjieAOBaTenbCKMe m onbiiHO-KOH- 
CTpyKTopcKMe paöOTbi no KOCMMnecKOMy KOMn/ieKcy m 
H aaeMHbiM cHcieMaM ynpaaneHMB cMcieMoPi cnytHHKOBOM 
CBB3M. 

6) PacxoAbi Ha npoeKTMpoeaHHe, co3AaHne, npMOöpejeHMe 
MJiM apeHAy KOCMMnecKoro KOMnneKca m naaeMHbix cMCieM 
ynpaBJieHMB cMcieMOM cnyiHMKOBOM cbb3m. 

b) PacxOAbi Ha onnaiy aanycKa h BbieOAa Ha opömy cnyiHMKoe 
CBB3M OpraHkiaauMH. 

r) PacxoAbi Ha APyrne ue/in, cBBaaHHbie c ocyiAecTBJieHneM 
OpraHkiaaukieM ee AeJ’TejibHOCTM.» 

CjaibB 14 

BnecTH cjieAyioLAMe nonpasKH b CiaTbK) 16 CorxiaLueHMa: 

1. B nyHKTe 1 cjioea «cbomm HnenaM» aaMeHMib cjiobom 
«ynacTHMKaM». 

2. B nyHKTe 2 cJioea «HnenaMM OpraHMaaMMM» aaMeHHTb cno- 
BOM «ynacTHHKaMM». 

3. riyHKT 3 M3JiO)KHTb B cneAyK>LAeM peAaKUMki: 

«Kanajibi cbb3m npeAOcraBJiBioTCB 3a nnaTy no TapM(})aM, 
ycTaHaBJiMBaeMbiM OKcnnyaTauMOHHbiM KOMMTeTOM.» 


CTaTbB 15 

CTaTbK) 17 M3J10?KMTb B CJieAyK)U 4 eM peAaKUMM: 

«1. J1k)6om HneH OpraHMaauMM mjim ynacTHMK b ntoöoe BpeMB 
MOXCeT AOÖpOBOnbHO BbIMTM M3 OpraHM3auMM, HanpaBMB 
nMCbMeHHoe yBeAOMJieHMe o6 3 tom fleno3MTapMK>. RpM buxoa© 
ynacTHMKa m3 OpraHMaauMM, cooTBeTCTByioLuee yeeAOMjieHMe 
HanpaenaeTCB HneHOM OpraHMaauMM, KOTopbiM HaaHaHMn 
ynacTHMKa. 

BbixoA Hnena OpraHM3auMM OAHOapeMeHHo aneneT 3a coöom 
B bixoA Jiioöoro HaaHaneHHOro TaKMM HneHOM OpraHMaauMM 
ynacTHMKa. 

2. Do nonyMeHMM fleno3MTapMeM yaeAOMneHMB o BbixoA© na 
OpraHMaauMM, HanpaaMBLUMM ero HneH OpraHMsauMM m jik>6om 
H aaHaneHHbiM mm ynacTHMK mjim ynacTHMK, b OTHOtueHMM 
KOToporo öbijio nojiyMeHO yaeAOMJieHMe, TepaioT Jiioöoe npaao 
npeACTaBMTejibCTBa m npaao ronoca b jiioöom oprane Opra- 
HMsauMM M He npMHMMaiOT Ha ceöB HMKaKMX oöaaaTejibCTB 
nocjie AaTbi nonyHeHMB TaKoro yBeAOMJieHMB. OAHaKO npM 
BbixoAe ynacTHMKa M3 OpraHMaauMM KaK OpraHMaauMB, TaK m 
ynacTHMK ocTaioTCB oöaaaHHbiMM npOBecTM yperyjiMpoaaHMe 
(jDMHaHcoBbix BonpocOB. fljiB HjieHB OpraHMaauMM m/mjim ynacT- 


Artikel 12 

In Artikel 14 des Abkommens die folgenden Änderungen ein- 
zubringen: 

1. Die Worte „vom Rat“ in Absatz 1 durch die Worte „vom 
Betriebskomitee“ zu ersetzen. 

2. In Absatz 3 die Worte „wird dem Rat ... vorgelegt“ durch die 
Worte „wird vom Betriebskomitee bestätigt“ zu ersetzen. 

Artikel 13. 

Artikel 15 des Abkommens in der folgenden Fassung darzu- 
legen: 

„1. Zur Gewährleistung der Tätigkeit der Organisation wird das 
Grundkapital aus den Einlagen der Signatare geschaffen. 

2. Aus den Einlagen in das Grundkapital werden, soweit die 
Betriebseinnahmen dafür nicht ausreichen, folgende Ausgaben 
der Organisation gedeckt: 

a) die Ausgaben für Forsch ungs-, Versuchs- und Konstruktions- 
arbeiten für das Raumsegment und die terrestrischen Systeme 
für die Steuerung des Systems des Satellitenfern melde- 
wesen; 

b) die Ausgaben für die Projektierung, die Errichtung, den 
Erwerb oder das Mieten des Raumsegments und der ter- 
restrischen Systeme für die Steuerung des Systems des 
Satel I itenf er nmeldewesen ; 

c) die Ausgaben für die Bezahlung ^es Starts und der Beförde- 
rung der Fernmeldesatelliten der Organisation auf die Umlauf- 
bahn; 

d) die Ausgaben für andere Zwecke im Zusammenhang mit der 
Ausübung der Tätigkeit der Organisation.“ 

) Artikel 14 

In Artikel 1 6 des Abkommens die folgenden Korrekturen einzu- 
bringen: 

1. In Absatz 1 die Worte „ihren Mitgliedern“ durch die Worte 
„den Signataren“ zu ersetzen. 

2. In Absatz 2 die Worte „den Mitgliedern der Organisation“ 
durch die Worte „den Signataren“ zu ersetzen. 

3. Absatz 3 in der folgenden Fassung darzulegen: 

„Die Fernmeldekanäle werden gegen Bezahlung von Entgel- 
ten, die vom Betriebskomitee festgelegt werden, zur Verfü- 
gung gestellt.“ 

Artikel 15 

Artikel 17 des Abkommens in der folgenden Fassung darzu- 
legen: 

„1. Jedes Mitglied der Organisation oder jeder Signatar kann 
jederzeit freiwillig aus der Organisation austreten, wobei er dem 
Verwahrer eine schriftliche Mitteilung hierüber übersendet. Beim 
Austritt eines Signatars aus der Organisation wird die entspre- 
chende Mitteilung durch das Mitglied der Organisation über- 
sandt, das den Signatar benannt hat. 

Der Austritt eines Mitglieds der Organisation zieht gleichzeitig 
den Austritt jedes von diesem Mitglied der Organisation benann- 
ten Signatars nach sich. 

2. Mit dem Eingang der Mitteilung über den Austritt aus der 
Organisation beim Verwahrer verliert das Mitglied der Organisati- 
on, das diese Mitteilung abgesandt hat, sowie jeder von ihm 
benannte Signatar oder der Signatar, bezüglich dessen die Mit- 
teilung eingegangen ist, jedes Recht auf Vertretung und das 
Stimmrecht in jedem Organ der Organisation und übernimmt 
keinerlei Verpflichtungen nach dem Zeitpunkt des Eingangs einer 
solchen Mitteilung. Beim Austritt eines Signatars aus der Organi- 
sation sind jedoch sowohl die Organisation als auch der Signatar 
weiterhin zur Regelung der finanziellen Fragen verpflichtet. Für 
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HMKa BbIXOA CTaHOBMTCfi fleMCTBMTenbHbIM, a HaCTOflLAee 
CornameHMe m/hjim DKcnnyaiauMOHHoe cornaiueHMe yrpaHM- 
BafOT CMjiy no MCTeneHMM ipex MecfiMeB c flaibi nonyHeHMyi 
AenoamapHeM nMCbMeHHoro yBeflOMJieHMyi b cooTBeTCTBMM c 
nyHKTOM 1 . 

3. EcJIM ynaCTHMK BbIXOflMT M3 OpraHMSaMMM, TO flO HaCTy- 
nneHMyi fieMCTBHieribHOM Aaibi Bbixofla HaaHaHMBLUMM ero HjieH 
OpraHMaauMM c aioM flaibi HaaHanaeT hobofo VHacTHMKa, mjim 
B bIXOflMT Ma OpraHMaauMM. Ecjim ao stom flaTbi Hjigh OpraHMaa- 
UMM He npMHJiri yKaaaHHbix Mep, oh CHMTaeTCJi BbiöbiBLUMM Ma 
OpraHMaaflMM c otom flaTbi. 

4. Ecam no KaKOM-jiMöo npMHMHe HneH OpraHMaauMM >KenaeT 
HaaHaHMTb HOBoro YnacTHMKa, tbkom HneH OpraHMaauMM nanpa- 
BnneT flenoaMTapMio nMCbMeHHoe yeeflOMneHMe. C npMHnTMeM 
HOBbiM YnacTHMKOM HB ceön Bcex HeBbinonneHHbix ero 
npeflmecTBeHHMKOM oönaaTenbCTB, m c momohtb noflnMcaHMn 
3KcnnyaTai4MOHHOro cornaujeHMn aTO cornaujeHMe BCTynaeT b 
CM ny flnn HOBoro ynacTHMKa m yTpaHMBaeT CMny flnn npeflbifly- 
Lflero ynacTHMKa.» 

CTBTbn 16 

BnecTM cneflioLflMe MaMeneHMn b CTaTbio 18 CornaLueHMn: 

1. B nyHKTe 1 b nepBOM aöaaue cnoea «AoroeapMBaioLflMxcn 
CTopoH» aaMOHMTb Ha cnoBa «HnenoB OpraHMaauMM» m b 
T peTbeM aöaaue Toro >Ke nyHKTa nocne cnoea «Cobotom» 
flOÖBBMTb cnoea «na ocHoee peKois/ieHflauMM, npeflCTa- 
BneHHbix eMy SKcnnyaTauMOHHbiM kommtotom». 

2. riyHKT 2 CTBTbM 18 CornaineHMn Mano>KMTb b cneflyioifleM 
peflaKflMM: 

«2. B cnynae nMKBMflauMM OpraHMaauMM BbipyHKa ot pac- 
npofla>KM ee MMyiflecTBa flon>KHa BbinnaHMBaTbcn nocne 
noKpbiTMn Bcex oönaaTenbCTB OpraHMsauMM ynacTHMKaivi b 
COOTB eTCTBMM C MX flOn^MM B YCTaBHOM KBOMTane Opra- 
HMaauMM.» 


ein Mitglied der Organisation und/oder einen Signatar wird der 
Austritt wirksam und verlieren dieses Abkommen und/oder das 
Betriebsabkommen nach Ablauf von drei Monaten ab dem Zeit- 
punkt des Eingangs der schriftlichen Mitteilung beim Verwahrer 
entsprechend Absatz 1 seine Güitigkeit. 

3. Tritt ein Signatar aus der Organisation aus, so benennt das 
Mitglied der Organisation, das ihn benannt hat, bis zum Eintreten 
des Gültigkeitsdatums des Austritts ab diesem Zeitpunkt einen 
neuen Signatar oder tritt aus der Organisation aus. Hat das Mit- 
giied der Organisation bis zu diesem Zeitpunkt die aufgeführten 
Maßnahmen nicht ergriffen, so giit es ab diesem Zeitpunkt ais 
aus der Organisation ausgetreten. 

4. Wenn aus irgendeinem Grund ein Mitgiied der Organisation 
einen neuen Signatar benennen wiii, so übersendet dieses Mit- 
glied der Organisation dern Verwahrer eine schriftiiche Mit- 
teilung. Mit der Übernahme aller von seinem Vorgänger nicht 
erfüllten Verpflichtungen durch den neuen Signatar und ab dem 
Zeitpunkt der Unterzeichnung des Betriebsabkommens tritt 
dieses Abkommen für den neuen Signatar In Kraft und verliert 
seine Gültigkeit für den vorherigen Signatar.“ 

Artikel 16 

Folgende Änderungen in Artikel 18 des Abkommens einzu- 
bringen: 

1 . In Absatz 1 Anstrich 1 das Wort „Vertragsparteien“ durch die 
Worte „Mitglieder der Organisation“ zu ersetzen und im 
dritten Anstrich dieses Absatzes nach dem Wort „Rat“ die 
Worte „auf der Grundlage der ihm vom Betriebskomitee vor- 
gelegten Empfehlungen“ einzufügen. 

2. Artikel 1 8 Absatz 2 in der folgenden Fassung darzulegen: 

„2. Bei Auflösung der Organisation muß der Erlös vom Ver- 
kauf ihres Vermögens nach Erfüllung aller Verpflichtungen 
der Organisation den Signataren entsprechend ihrer Anteile 
am Grundkapital der Organisation ausgezahlt werden.“ 


CTBTbyi 17 

BHecTM HOBbie nyHKTbi 3 m 4 b CTBTbK) 22 CornaLueHMfl: 

«3. HMKBKoe rocyflapcTBO He MO>KeT npoflon>KaTb ocTaeaTbCH 
MjiM CTBTb HjienoM OpraHMsauMM, ec/iM hm oflMH m3 Haa- 
HaneHHbix mm ynacTHMKOB He noflnMLueT GKcn/iyaTaflMOHHoe 
cornaujeHMe. 

4. OroBopKM K HacTonu^eMy CornaiueHMK) m GKcnnyaTa- 
UMOHHOMy cornaujeHMJO He flonycKafOTcn.» 


Artikel 17 

ln Artikel 22 des Abkommens die neuen Absätze 3 und 4 auf- 
zunehmen: 

„3. Ein Staat kann nicht weiterhin Mitglied der Organisation 
bleiben oder werden, sofern nicht einer der von ihm benannten 
Signatare das Betriebsabkommen unterzeichnet. 

4. Vorbehalte zu diesem Abkommen und dem Betriebsabkom- 
men sind nicht zulässig.“ 


CTaTbyj 18 

CTBTbKD 24 CorJiaujeHMyi ManoKMTb b cneflyfOLfleM peflaxuMM: 

«1. JlJoöOM Hjien OpraHMaaiiMM mokct npefljio>KMTb nonpaBKM 
K HacTOHU4eMy CornaujeHMJo. Tckct npeflnaraeMOM nonpaBKM 
HanpaenneTCH Ampokumm, KOTopan b TeneHMe 3-x MecHueB c 
MOMOHTa ee no/iyneHMH aanpaujMBaeT m paccbinaeT MHeHMH 
Bcex HneHOB OpraHMsauMM m ynacTHMKOB. 

GKcnnyaTauMOHHbiM KoMMTeT paccMaTpMBaeT m npMHMMaeT 
peKOMeHflauMK) no nonpaexe Ha 6nM>KaMUjeM cbobm aacefla- 
HMM, HO He panee neM nepea TpM Mec^ma c MOMeHTa paccbuiKM. 

2. nocne paccMOTpeHMn nonpaBKM GKcnnyaTauMOHHbiM 
Kommtotom oHa flon>KHa öbiTb paccMOTpena hb 6nM>KaMUjeM 
ceccMM CoBOTa OpraHMaauMM. B cnynae ofloÖpeHMn Cobotom 
nonpaBKM ohb BCTynaeT b CMny c flaTbi nonyneHMn AenoaMTa- 
pMeM nocneflHero m 3 yaeflOMneHMM o ee npMHnTMM, npeflCTa- 
BneHHbix flByMH TpeTHMM HneHOB OpraHMaauMM. Ho BCTynne- 
HMM B CMny nonpaBKB CTBHOBMTcn oönaaTenbHOM flnn Bcex Hne- 
HOB OpraHMaauMM.» 


Artikel 18 

Artikel 24 des Abkommens in der folgenden Fassung darzu- 
legen: 

„1 . Jedes Mitglied der Organisation kann Korrekturen zu diesem 
Abkommen vorschlagen. Der Wortlaut der vorgeschlagenen Kor- 
rekturen wird der Direktion übersandt, die innerhalb von drei 
Monaten nach deren Eingang die Meinung aller Mitglieder der 
Organisation und Signatare abfragt und versendet. 

Das Betriebskomitee prüft und beschließt eine Empfehlung zur 
Korrektur auf seiner nächsten Tagung, frühestens jedoch drei 
Monate nach dem Zeitpunkt der Versendung. 

2. Nach der Erörterung der Korrektur durch das Betriebskomi- 
tee muß diese auf der nächsten Tagung des Rates der Organisa- 
tion geprüft werden. Wenn die Korrektur vom Rat genehmigt 
wird, tritt sie ab dem Zeitpunkt des Eingehens der letzten Mittei- 
lung über ihre Annahme von zwei Dritteln der Mitglieder der 
Organisation beim Verwahrer in Kraft. Mit ihrem Inkrafttreten wird 
die Korrektur für alle Mitglieder der Organisation bindend.“ 
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CjaTbJi 19 

1 . HacTOJiLMMM npOTOKOJi noflTie>KMT npMHfiTMKD BceMM H/ieHa- 
MM OpraHkiaauMM b cooTBeTCTBUM c mx BHyTpeHHMMM npoue^y- 
paMM. yaeflOM/ieHMyi o npMHJiTMM HacTOJiLi^ero PlpoTOKO/ia 
HanpaBJiJiioTcyi flenoamapHK) Cor/iaujeHuyi, 

2 . HacTOJiLUMM npOTOKOJi BCTynaGT B CMJiy c flaibi nojiyHeHkiyi 
flenoamapMeM yBeflOMJieHMM, yKaaaHHbix b nyHKie 1 
HacToyiLneM CiaTbn, ot flByx Tperew rex rocyflapcTB, KOTopbie 
Ha flaiy npHHyukiyi TeKcra HacTOJiiMero flpOTOKO/ia fiBJiyijiMCb 
HjieHaMM OpraHMaauMM. 

3. H/iena OpraHkiaaMMM, npMHJiBLuero HacTofiLMMM PlpOTO- 
Koji noc/ie ero BCTynjieHMfi b cnjiy, HacTOJiLMMM flpOTOKOJi cia- 
HOBMTC51 oöyiaaiejibHbiM c flaibi HanpaBJieHkiyi flenoamapHKD 
TaKHM H/ieHOM OpraHMsauMM coöiBeiciBbiioLi^ero yBeflOMjie- 
m9\. 

4. H/ieHbi OpraHMaaMMM Moryi aayiBkiTb, mto ohm npMHMMaioT 
B npeflBapmejibHOM nopyiflKe m Ha BpeivjeHHOM ochobg 
C ormLueHkie o cosflaHMM CMCieMbi m opraHMsauMM koc- 
MMMecKoPi CB513H «l/IHTEPCIiyTHl/IK» c MCMeHeHHJiMH, npeflyc- 

MOTpeHHbiMH HacTOJiiMHM llpoTOKOJiOM, 0 MeM HanpaB/iJieTcyi 
cooTBeiCTByKDiMee yaeflOM/ieHkie flenoamapHKD. 

5. B OTHOujeHMM H/iena OpraHMaauMM, KOTOpbiPi BbiCKaaa/icyi 
aa npMHJiTMe leKCia nacTOfiiMero DpOTOKOJia jimöo Hanpaami 
flenosmapHKD yaeflOMneHMe, npeflycMOTpeHHoe nyHKTOM 4 
HacTOfimeM CiaTbH, - cooTBercTBeHHo, c flaibi npMH5iTH5i tgK" 
CTa HacTOfiiMGro flpOTOKO/ia ;im6o c flaibi yBGflOM/iGHMJi sthm 
Hjighom flGno3MTapH5i HacTOJiLMGro ripoTOKona, - npHOCTanaB- 
/IMBaGTCJI flGMCTBMG no;io>KGHMM Cor/iauiGHHJi, ycTaHaBJiM- 
BaKDLUMX npaBM/ia, OT/lMMaKDlMMGCyi OT TGX, KOTOpbIG BblTGKaiOT 
M3 HaCTOJILMGrO ripOTOKO/ia, a TaK>KG flGMCTBMG PlpOTOKO-na OT 
26 HOJiöpyi 1 982 rofla k CorjiamGHmo. 

6. HMKaKHG OrOBOpKH K HaCTOfILMGMy npOTOKOJiy HG flonyc- 
KaioTcyi. 

CTaTbJi 20 

1 . flGn03MTapMpi HaCTOBLMGrO npOTOKOJia, KOTOpbIM BBJ151GTCB 
flGn03MTapMM CorjiaiUGHMyi, M3BGL4aGT BCGX H/IGHOB OrpaHHSa- 
UMM 0 flaTG Ka>KflOrO npMHJITMfl, 0 flaTG CflaHH Ha xpaHGHHG 
ka>KflOrO flOKyWGHTa O npMCOGflMHGHMM, 0 flaTG BCTyn;iGHM51 B 
CMJiy HacTOJiLUGro PlpOTOKona, a TaK>KG o bcgx flpyrkix nojiy- 
MGHHblX MM yBGflOMJlGHMJIX, 

2 . HaCTOyiLl^MM npOTOKOJl, HGMGI4KMM, pyCCKMM, aHrjlMMCKMM, 
MCnaHCKMM M C|}paH14y3CKMM TGKCTbl KOTOpOfO JIB/lJIIOTCyi paBHO 
ayTGHTMMHbIMM, CflaGTCJI Ha xpaHGHMG B apXMBbI AGn03MTapMf1. 
flOJl>KHblM OÖpaaOM aaBGpGHHbIG KOriMM HaCTOBmGrO npOTOKO- 
Jia npGnpOBO>KflaK)TCB flGn03MTapMGM HjlGHaM OpraHM3aUMM. 


ArtikGl 19 

1. DiGSGs Protokoll untGrliagt dar AnnahmG durch allG Mlt- 
gllGdar dar Organisation gamäß Ihran innarstaatlichan Varfahran. 
Dia Mittailung übar dia Annahma diasas Protokolls wird an dan 
Varwahrar das Abkommans garichtat. 

2. Diases Protokoll tritt ab dam Zaitpunkt des Eingangs der in 
Absatz 1 dieses Artikels genannten Mitteilungen von zwei Dritteln 
der Regierungen in Kraft, die zum Zeitpunkt der Annahme des 
Wortlauts dieses Protokolls Mitglieder der Organisation sind. 

3. Für ein Mitglied der Organisation, das dieses Protokoll nach 
seinem Inkrafttreten annimmt, wird dieses Protokoll ab dem Zeit- 
punkt der Absendung der entsprechenden Mitteilung durch 
dieses Mitglied der Organisation an den Venwahrer verbindlich. 

4. Die Mitglieder der Organisation können erklären, daß sie das 
Abkommen über die Schaffung des Systems und der Organisati- 
on für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ mit 
den in diesem Protokoll festgelegten Änderungen vorläufig und 
zeitweilig annehmen und senden dem Venwahrer eine entspre- 
chende Mitteilung darüber. 

5. Für ein Mitglied der Organisation, das sich für die Annahme 
des Wortlauts dieses Protokolls ausgesprochen oder dem Ver- 
wahrer eine in Absatz 4 dieses Artikels vorgesehene Mitteilung 
gesandt hat, wird die Gültigkeit der Bestimmungen des Abkom- 
mens, die Regelungen aufstellen, die sich von denen unterschei- 
den, die sich aus diesem Protokoll ergeben, sowie die Gültigkeit 
des Protokolls zum Abkommen vom 26. November 1982 ausge- 
setzt, und zwar ab dem Zeitpunkt der Annahme des Wortlauts 
dieses Protokolls beziehungsweise ab dem Zeitpunkt der 
Benachrichtigung des Venwahrers dieses Protokolls durch dieses 
Mitglied der Organisation. 

6. Vorbehalte zu diesem Protokoll sind nicht zulässig. 


Artikel 20 

1. Der VenA/ahrer dieses Protokolls, der der Venwahrer des 
Abkommens ist, unterrichtet alle Mitglieder der Organisation 
über den Zeitpunkt jeder Annahme, über den Zeitpunkt der Hin- 
terlegung jeder Beitrittsurkunde, über den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Protokolls und über alle anderen Mitteilungen, die 
er erhält. 

2. Dieses Protokoll, dessen deutscher, russischer, englischer, 
spanischer und französischer Wortlaut gleichermaßen authentisch 
ist, wird im Archiv des Venwahrers hinterlegt. Die gehörig be- 
glaubigten Abschriften dieses Protokolls werden den Mitgliedern 
der Organisation vom Venwahrer übersandt. 


B yflocTOBepGHMe nero HM>KenoflnMcaBUJMecji, flOJi>KHbiM Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten, hierzu gehörig 
oöpaaoM Ha to ynojiHOMOMGHHbie npeßCTaBMTejiM, noflnMca/iM befugten Vertreter dieses Protokoll unterzeichnet. 

HaCTOflLUMM npOTOKOJi. 
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Denkschrift 

zu dem Abkommen vom 15. November 1971 über die Schaffung des internationalen Systems 
und der Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen ,, INTERSPUTNIK“ und zu dem 
Protokoll vom 30. November 1996 über die Einbringung von Korrekturen in dieses Abkommen 


A. Allgemeines 

1. Regierungsabkommen 

INTERSPUTNIK wurde durch Regierungsabkommen vom 
15. November 1971 von Bulgarien, Ungarn, der Deut- 
schen Demokratischen Republik, Kuba, der Mongolei, 
Polen, Rumänien, der Sowjetunion und der Tschechoslo- 
wakei gegründet. Derzeit sind 22 Staaten Mitglied dieser 
internationalen Organisation. 

Aufgabe von INTERSPUTNIK ist, die Zusammenarbeit 
und Koordinierung der Anstrengungen bei der Projektie- 
rung, Schaffung, Nutzung und Entwicklung des Interna- 
tionalen Fernmeldesystems über künstliche Erdsatelliten 
zu gewährleisten (Artikel 1 des Abkommens). 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat mit 
Note vom 3. Oktober 1990 an den Vorsitzenden des 
Rates der internationalen Organisation für kosmische 
Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK“ mitgeteilt, 
daß sie in die bisherige Mitgliedschaft der Deutschen 
Demokratischen Republik bei dieser Organisation ein- 
zutreten und die aus dem Regierungsabkommen vom 
15. November 1971 resultierenden Verpflichtungen zu 
übernehmen beabsichtige. 

Das gemäß Artikel 12 Abs. 3 des Vertrages zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demo- 
kratischen Republik über die Herstellung der Einheit 
Deutschlands - Ei nigungs vertrag - vom 31. August 1990 
erforderliche Einvernehmen mit den jeweiligen Vertrags- 
partnern wurde anläßlich der XIX. Tagung des Rates von 
INTERSPUTNIK am 15. Oktober 1990 in Prag hergestellt. 

2. Änderungsprotokoll 

Die Abkommenskorrekturen beziehen sich Im wesent- 
lichen auf eine Anpassung der INTERSPUTNIK-Organisa- 
tionsstruktur an die Herausforderungen des internatio- 
nalen Telekommunikationsmarktes und Insbesondere an 
die bereits vorhandenen bzw. geplanten Organisations- 
strukturen bei den anderen internationalen Satelliten- 
organisationen. 

Die nach 1990 In den meisten INTERSPUTNIK-Mitglied- 
staaten einsetzende Trennung zwischen Regulierer und 
Betreiber der Telekommunikationsnetze führte bei INTER- 
SPUTNIK zu der Entscheidung, die entsprechenden 
betriebswirtschaftlichen, technischen und operativen 
Aufgaben aus dem Regierungsabkommen herauszulösen 
und in einem neuen Betriebsabkommen, das von den 
jeweiligen - von den Mitgliedstaaten benannten - Betrei- 
bern als Signatar zu unterzeichnen ist, zu regeln. 

Diese Umgestaltung wurde auf der XXV. Tagung des Rates 
von INTERSPUTNIK am 30. November 1996 abgeschlos- 
sen. In Übereinstimmung mit Artikel 24 des Regierungs- 
abkommens haben 18 der 22 Mitgliedstaaten, darunter die 
Bundesrepublik Deutschland, die weitreichenden Ände- 
rungen beschlossen, die im Protokoll über die Einbringung 
von Korrekturen in das Abkommen enthalten sind. 


B. Einzelheiten zu den Abkommenskon^ekturen 

Die Möglichkeit der Benennung mehrerer Signatare des 
Betriebsabkommens durch jeden Mitgliedstaat (Artikel 2 
des Änderungsprotokolls) soll über verstärkten Wettbe- 
werb zu niedrigeren Preisen und einem größeren und bes- 
seren Dienstleistungsangebot für die Endverbraucher 
führen. 

Artikel 2 des Änderungsprotokolls regelt ebenfalls, daß 
die Mitgliedstaaten der Organisation nicht für die Ver- 
pflichtungen aus der betrieblichen und kommerziellen 
Tätigkeit des jeweiligen Signatars haften. 

Artikel 6 des Änderungsprotokolls ermöglicht künftig 
auch die Finanzierung, den Start und die Beförde- 
rung von Satelliten, die im Eigentum der Organisation 
stehen. 

Die Artikel 8, 9, 10 und 11 des Änderungsprotokolls ent- 
halten umfassende Korrekturen der Artikel 11,12 und 13 
des Abkommens, die infolge der strikten Trennung zwi- 
schen der betrieblichen und kommerziellen Tätigkeit der 
künftigen Signatare auf der Grundlage des neuen 
Betriebsabkommens einerseits sowie der hoheitlichen 
und reg[ulatorischen Aufgaben der Mitgliedstaaten der 
Organisation andererseits erforderlich waren. 

Sie beinhalten Regelungen über Inhalt, Zuständigkeit und 
Funktionen des Rates als höchstem Gremium der Organi- 
sation sowie des Betriebskomitees als Exekutivorgan der 
Signatare des Betriebsabkommens. 

Artikel 13 des Änderungsprotokolls regelt die Einrichtung 
eines Grundkapitals aus den Einlagen der Signatare und 
dessen Verwendung für die Gewährleistung der künftigen 
Tätigkeit der Organisation. 

In Artikel 18 des Änderungsprotokolls wird, analog zu 
derartigen Regelungen in den Satzungen der anderen 
internationalen Satellitenorganisationen EUTELSAT, INTEL- 
SAT und Inmarsat, der bisher geltende Artikel 24 des 
Abkommens dahingehend korrigiert, daß künftig Korrek- 
turen zum Abkommen, nach Erreichen des Zwei-Drittel- 
Quorums, für alle Mitglieder der Organisation verbindlich 
werden. 

Artikel 19 Abs. 2 des Änderungsprotokolls enthält die 
theoretische Möglichkeit, daß für die einzelnen Mitglied- 
st^atfen ein gespaltenes Regime mit Inkrafttreten des 
Änderungsprotokolls entsteht. Faktisch und praktisch 
besteht diese Möglichkeit jedoch nicht, da selbst ein 
vorübergehendes gespaltenes Regime keine Auswirkun- 
gen auf die gesamte betriebliche Aufgabenerfüllung der 
Organisation hätte. 

Artikel 19 Abs. 4 des Änderungsprotokolls sieht die 
Möglichkeit vor, Bestimmungen des Änderungsproto- 
kolls schon vor seinem Inkrafttreten anzuwenden. Die 
Bundesregierung beabsichtigt, sich daran zu beteiligen, 
soweit der bestehende Rahmen des Abkommens dies 
zuläßt. 
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